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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesverwaltung - Organisation

Weil sowohl bei Agroscope als auch beim Bundesamt fiir Wohnungswesen (BWO) eine
Rezentralisierung zur Debatte gestanden habe, habe sich die FK-NR tber die Preise flur
die Mieten dieser dezentralen Verwaltungseinheiten erkundigt und herausgefunden,
dass diese weit Uber den ortsiblich verlangten Mieten lagen. Das Bundesamt fur Bauten
und Logistik (BBL) verlange als Vermieterin fir das BWO 2.5 Mal héhere Mietpreise als
dies in Grenchen, dem dezentralen Standort des BWO, Ublich sei. Dies lasse die Frage
aufkommen, ob die Vorteile der Dezentralisierung aus finanzpolitischer Optik wirklich
genutzt wirden, erkldrte Thomas Egger (csp, VS) als Sprecher der Finanzkommission flr
deren Vorstoss flr ortsiibliche Bau- und Mietpreise fiir Verwaltungseinheiten. Die
Strategie der Dezentralisierung und die Schaffung von Arbeitsplatzen ausserhalb von
Bern werde mit Uberhéhten Mieten unterlaufen, die Attraktivitdt der dezentralen
Standorte gemindert und nicht zuletzt die Rechnung des Bundes unnétig aufgeblaht.
Die Motion fordere den Bundesrat deshalb auf, die Praxis fur die Berechnung der
Mietpreise so anzupassen, dass diese den an den Standorten Ublichen Preisen
entsprechen.

Finanzminister Ueli Maurer versuchte vergeblich, dem Rat seine Argumente flr eine
Ablehnung des Vorstosses schmackhaft zu machen. Man musse sich bewusst sein, dass
der Bund ein Kostenmodell habe, also intern Kosten umlagere. Beim BWO sei dies der
Fall, weil das Gebaude eigentlich fur mehr Personen konzipiert gewesen sei, als jetzt
darin beschéftigt seien. Die nicht belegten Arbeitsplatze kénnten aber nicht vermietet
werden, was Kosten verursache, die irgendwo verrechnet werden mussten. Man
berechne Preise, die schweizweit ausgeglichen seien, und es gebe einige Beispiele fur
dezentralisierte Einheiten (das BfS in Neuenburg, das Bakom in Biel), die weniger als die
durchschnittlichen Mietkosten verursachten. Ueli Maurer erinnerte auch daran, dass es
bei 2'600 Bauten im BBL und rund 26'000 Objekten der Armee schwierig sei, jeden Tag
fur jedes Objekt die optimale Lésung zu finden. Im Grossen und Ganzen funktioniere
man aber «vernlnftig, kostengiinstig und effizient». Die Motion betreffe einen
Spezialfall und verhindere den Optimierungsprozess eher, als sie ihn fordere. Der
Nationalrat war jedoch anderer Meinung und wies die Motion mit 178 gegen 3 Stimmen
(2 Enthaltungen) an den Sténderat weiter.

Parlamentsmandat

Im Berichtjahr wurden nicht weniger als elf Parlamentsmandate neu besetzt. Die
Mutationen waren einerseits Folgen kantonaler Wahlen. Gleich drei Genfer Nationalrate
- Luc Barthassat (cvp), Antonio Hodgers (gp) und Mauro Poggia (mcg) - wurden in den
Genfer Regierungsrat gewéhlt. Auch Yvan Perrin (svp) und Alain Ribaux (fdp) zogen das
kantonale Exekutivamt in Neuenburg dem nationalen Parlamentsmandat vor. Fur die
funf abtretenden Parlamentarier rutschten Guillaume Barazzone(cvp/pdc GE), NR/CN]
(cvp, GE), Anne Mahrer (gp, GE), Roger Golay (mcg, GE), Raymond Clottu (svp, NE) und
Sylvie Perrinjaquet (fdp, NE) nach. Golay wurde - im Gegensatz zu seinem Vorgénger
Poggia - in die SVP-Fraktion aufgenommen. Bereits 2012 waren Franziska Teuscher (gp,
BE) und Ursula Wyss (sp, BE) in die Stadtberner Regierung gewahlt worden. Sie traten
ebenfalls von ihren Nationalratsmandaten zuridck und wurden im Berichtjahr durch
Aline Trede (gp, BE) und Nadine Masshardt (sp, BE) ersetzt. Bereits 2012 ihren Rucktritt
angekiindigt hatten Hildegard Féssler-Osterwalder (sp, SG) und Peter Spuhler (svp, TG),
nach 16 resp. 13 Jahren Tatigkeit im nationalen Parlament. Hans-Jurg Fehr (sp, SH), ein
weiterer lang gedienter Parlamentarier, trat nach 14 Jahren zurick. Fir die SP St. Gallen
wurden Claudia Friedl, fur die SP Schaffhausen Martina Munz und flr die SVP Thurgau
Verena Herzog neu vereidigt. Seinen Ricktritt fir 2014 kindigte Fulvio Pelli (fdp, TI) an.
Auch im Stédnderat wird es noch vor den Gesamterneuerungswahlen 2015 zu
Veranderungen kommen. Fir den verstorbenen Pankraz Freitag (fdp, GL) musste im
Kanton Glarus eine Ersatzwahl durchgefihrt werden, die auf das Fruhjahr 2014
angesetzt wurde. ?
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Mit Thomas Egger (cvp, VS) und Samuel Bendahan (sp, VD) wurden in der Sommersession
2017 zwei neue Nationalratsmitglieder willkommen geheissen. Beide rutschten nach,
weil die Vorgangerin bzw. der Vorganger in kantonale Regierungen gewahlt worden
waren. Egger, der in der CSP-Oberwallis ist und damit im Nationalrat der CVP-Fraktion
angehort, wurde als Nachfolger des in die Walliser Regierung gewahlten Roberto
Schmid vereidigt. Bendahan - Nachfolger der in die Waadtlander Exekutive bestellten
Cesla Amarelle - legte das Gellibde ab. In den letzten Jahren kamen Wechsel aus dem
Bundeshaus in kantonale oder kommunale Exekutiven relativ haufig vor: Neben Schmid
und Amarelle waren auch Jean-Francois Steiert (Staatsrat in Fribourg, SP), Alec von
Graffenried (Stadtprasident in Bern, Griine), Filippo Leutenegger (Stadtrat in Zirich,
FDP), Antonio Hodgers oder Mauro Poggia (beide Conseiller d'Etat in Genf, Griine bzw.
MCQG) diesen Weg gegangen. °

Seit der sogenannten «Kasachstan-Affére» waren einige Monate vergangen und im
Parlament schien das Thema Lobbying im Jahr 2017 - mit Ausnahme einer
parlamentarischen Initiative Berberat (sp, NE) mit der Forderung nach transparenterem
Lobbying, die von den Réaten wie eine heisse Kartoffel hin- und hergeschoben wurde -
an Prioritat verloren zu haben. Dies sah in der gesellschaftlichen Debatte allerdings
etwas anders aus.

Im Frihling sorgte eine Idee von Pierre-Yves Maillard (VD, sp) und Mauro Poggia (GE,
mcg) fur Schlagzeilen. Die beiden Regierungs- und ehemaligen Nationalrate wollten mit
einer Volksinitiative daflr sorgen, dass Parlamentsmitglieder nicht mehr im
Verwaltungsrat einer Krankenkasse sitzen oder anderweitig mit einer solchen
verbunden sein dirfen. Damit sollten die steigenden Krankenkassenpramien gebremst
werden. Die Idee stiess bei betroffenen Parlamentsmitgliedern auf Gegenwehr: Konrad
Graber (cvp, LU), Verwaltungsrat der CSS, und Heinz Brand (svp, GR), Prasident des
Krankenkassen-Dachverbandes Santésuisse, hielten die Idee fur nicht zielfUhrend. Es
handle sich um eine «Verunglimpfung der Krankenkassen», gaben sie der Luzerner
Zeitung zu Protokoll. Die Unterschriftensammlung fir das Begehren wurde im Oktober
2017 gestartet.

Mitte Mérz legte die Staatengruppe gegen die Korruption (Greco), bei der die Schweiz
seit 2006 Mitglied ist, einen Bericht vor, der mehrere Schwachstellen im Schweizer
Lobbyismussystem aufzeigte und Empfehlungen abgab. Unter anderem sollten
Parlamentsmitglieder verpflichtet werden, bei Ratsverhandlungen Interessenkonflikte
aktiv offenzulegen. Das Register der Interessenbindungen reiche nicht aus. Zudem
mussten finanzielle Interessen von Parlamentarierinnen und Parlamentariern
transparent gemacht werden. Dies ist in der Schweiz nach wie vor freiwillig. Die
Organisation Lobbywatch veréffentlichte eine Liste, mit der aufgezeigt wurde, dass
lediglich 37 Parlamentsmitglieder die Einklinfte aus ihren Mandaten vollstandig
deklarierten.

Eine Analyse von Forschern der Universitaten Lausanne und Genf um André Mach
wurde Mitte Mai von der Sonntags-Zeitung breit aufgemacht. Erstens zeigten die Daten,
dass sich die relevanten Interessenbindungen von Parlamentsmitgliedern zwischen 1992
und 2015 mehr als verdoppelt hatten, zwischen 2007 - seit dann mussen auf der Basis
des 2002 revidierten Parlamentsgesetzes alle Interessenbindungen obligatorisch
angegeben werden - und 2015 haben sie um 20 Prozent zugenommen. Flr die Analyse
gilt eine Verbindung dann als relevant, wenn ein Mandat einem Sachgebiet zugeordnet
werden kann, zu dem das Parlamentsmitglied einen Bezug hat, etwa weil es in einer
entsprechenden Kommission sitzt. Zugenommen haben laut der Studie insbesondere
Verbindungen zu Interessenverbanden, welche die Parlamentarierinnen und
Parlamentarier fur Sitzungen, die laut Sonntags-Zeitung auch in Sitzungszimmern im
Bundeshaus selber stattfanden, mit «vielen Tausend Franken pro Jahr>» entschadigten -
der Sonntags-Blick sprach von CHF 20'000 fur vier Sitzungen, die Parlamentsmitglieder
etwa von der Groupe Mutuel erhalten haben sollen. Der Austausch von Expertenwissen
sei zwar fur Milizparlamentarier wichtig, allerdings sei nicht klar, weshalb dies entlohnt
werden musse, fragte die Sonntags-Zeitung rhetorisch. Die Zunahme der Bindungen
kénne freilich durchaus auch als Zeichen fir mehr Transparenz gelesen werden,
befanden die Forscher. Friher habe Interessenvertretung eher informell und im
vorparlamentarischen Prozess stattgefunden. Heute sei die Einflussnahme wéahrend des
parlamentarischen Prozesses wohl auch aufgrund des grosseren Parteienwettbewerbs
wichtiger und werde hier auch etwas transparenter.

Eine Analyse der NZZ, die auf den gleichen Daten des «Observatoriums der Schweizer
Eliten (Obelis)» beruhte, brachte ein weiteres Argument fir ein zunehmend
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professionalisiertes Lobbying ins Spiel. Die Zeitung zeigte auf, dass sich die Wirtschaft
in den letzten 60 Jahren stark von der Politik entflechtet habe. Vor 60 Jahren habe
jedes vierte Parlamentsmitglied ein Spitzenamt in der Wirtschaft belegt, was heute
nicht mehr so sei. Die Uberlegung liegt nahe, dass das damalige unmittelbare Lobbying
durch eine stérker mittelbares und organisierteres abgeldst wurde.

Auf Antrag von Thomas Minder (parteilos, SH) wurde in der Sommersession 2017 von den
Parlamentsdiensten eine «Lobbyistenzahlung» durchgeflihrt, wie dies der «Blick»
betitelte. Zugang zum Parlament erhéalt, wer einen der beiden Dauerzutrittsausweise
(Badges) besitzt, die jedes Parlamentsmitglied vergeben darf, oder wer einen
Tagesausweis erhalt, der ebenfalls von Parlamentsmitgliedern ausgestellt werden kann.
Wahrend der 11 Tage der Sommersession wurden 127 Lobbyierende mit Dauerzutritt und
386 mit Tagesausweis gezahlt. Wahrend die einen die Zahl als «an der oberen Grenze»
beurteilten (Pirmin Bischof; cvp, SZ), fanden Lobbyistenkreise die rund 50 Personen pro
Tag angemessen (z.B. Andreas Hugi; CEO eines Beratungsbiros). Zu reden gab aber die
hohe Zahl an Tageskarten. Damit wirden die Transparenzregeln unterlaufen,
beflirchtete Didier Berberat in der Zeitung Le Temps.

Dass Interessengruppen gezielt auf Kommissionsmitglieder zugehen, zeigte eine Mitte
Juli 2017 veroffentlichte Untersuchung des Sonntags-Blick zur Gesundheitspolitik.
Allerdings - so das Sonntagsblatt - seien es nicht so sehr die Krankenkassen, sondern
die Arzte, Spitdler und Patientenorganisationen sowie die Pharmaindustrie, die viele
Mandate vergeben hatten. «Die Genossen mit den Arzten, die Liberalen mit der Pharma,
die CVP mit allen» fasste der Sonntagsblick den Befund zusammen, «wer mit wem im
Krankenbett» stecke. *

Volksrechte

Seit 1983 war es nie mehr vorgekommen, dass in einem Jahr Uber kein einziges
Volksbegehren abgestimmt wurde. Dies war allerdings 2017 wieder der Fall. Zu diesem
Umstand beigetragen hatte nicht nur der in den letzten Jahren zu verzeichnende
leichte Rickgang der Zahl lancierter Initiativen - in den Medien war nach der
«Initiativenflut» eine eigentliche «Initiativenflaute» beklagt worden -, sondern auch,
dass im Jahr 2017 gleich drei Begehren zurilickgezogen wurden (2016: 1). Im Falle der
«Rasa-Initiative», mit der die Masseneinwanderungsinitiative wieder aus der Verfassung
hatte gestrichen werden sollen, war lange unklar, ob sie nicht doch an die Urne
gelangen wird. Bei der «Wiedergutmachungsinitiative» hatte das Parlament in Form des
Bundesgesetzes Uber die Aufarbeitung der fursorgerischen Zwangsmassnahmen und
Fremdplatzierungen vor 1981 einen indirekten Gegenvorschlag verabschiedet, der die
Initianten zufrieden stellte. Der Bauernverband schliesslich zog seine Initiative «fur
Erndhrungssicherheit» zurlck, weil das Parlament eine Verfassungsédnderung als
direkten Gegenvorschlag ausgearbeitet hatte, der mittels obligatorischem Referendum
Ende September 2017 angenommen wurde.

Allerdings durfte es in den folgenden Jahren kaum mehr ausschliesslich zu
Abstimmungswochenenden ohne Volksinitiativen kommen, waren doch 2017 zwolf
Begehren abstimmungsreif bzw. beim Bundesrat oder im Parlament héngig (2016: 8).
Zudem hatten die Komitees in diesem Jahr fur vier Initiativen (2016: 8) die nétigen
Unterschriften in der 18-Monate-Frist zusammengebracht, namlich fur die Initiative
«fur einen vernunftigen Vaterschaftsurlaub», die «Transparenz-Initiative» sowie die
Initiative «Ja zum Verhdullungsverbot». Auch die «Pflegeinitiative» war 2017 zustande
gekommen, also noch im gleichen Jahr, in dem sie vom Schweizerischen Berufsverband
fur Pflegefachpersonal (SBK) lanciert worden war.

Darlber hinaus wurden im Jahr 2017 fur zwolf Begehren Unterschriften gesammelt
(2016: 7). Neben den bereits 2016 lancierten Initiativen «fir eine Schweiz ohne
synthetische Pestizide" und «Fair-Preis-Initiative» wurden also im Berichtsjahr zehn
neue Volksinitiativen lanciert (2016: 6), finf davon innerhalb eines Monats, was in
einigen Medien und bei Politikerinnen und Politikern die Angst vor einer neuerlichen
Initiativenflut heraufbeschwor - insbesondere, weil im Jahr vor den Wahlen wohl noch
zahlreiche Parteien wieder Initiativen als Wahlkampfvehikel einreichen wirden. Yannick
Buttet (cvp, VS) sprach sogar von einem Systemfehler, da Initiativen immer mehr als
Blockadeinstrumente gebraucht wirden. Interessant waren freilich die Forderungen
der neu lancierten Begehren. Drei liessen sich dem Gesundheitswesen zuschreiben (die
oben erwédhnte «Pflegeinitiative», die Initiative «Organspende foérdern» und die
Initiative fUr die «Organisationsfreiheit der Kantone fur die Krankenversicherung»), drei
stammten von  Umwelt- bzw. Tierschutzkreisen  («Trinkwasser-Initiative»,
«Atomkraftwerke abschalten» und «Tier- und Menschenversuchsverbot»), zwei von
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links («99 Prozent-Initiative» und «Verbot  der Finanzierung  von
Kriegsmaterialproduzenten») und eines von rechts («Zuerst Arbeit fir Inldnder»). Das
zehnte neu lancierte Begehren, die Initiative fur ein «von den Krankenkassen
unabhangiges Parlament>» richtete sich gegen die Krankenkassenlobbys im Parlament
und stammte von demselben Komitee wie die Initiative, mit welcher gefordert wurde,
dass die Kantone in der Organisation der Krankenkassen frei sind. Bekannte Képfe in
diesem Komitee waren Pierre-Yves Maillard (VD, sp) und Mauro Poggia (GE, mcg),
ehemals Nationalrate und aktuell Regierungsrate in den Kantonen Waadt und Genf.

Dass das Sammeln von 100'000 Signaturen in 18 Monaten nach wie vor kein Kinderspiel
ist, zeigten die beiden Initiativen, die 2017 gescheitert waren (2016: 1): Die Initiativen
«Stopp den Auswiichsen von Via sicura» und «Ja zur Bewegungsmedizin». °

In einem Wahljahr werden die Abstimmungstermine im September und im November in
der Regel nicht wahrgenommen. Dies durfte mit ein Grund sein, dass 2019 nur Uber ein
einziges Volksbegehren abgestimmt wurde, namlich Uber die Zersiedelungsinitiative.
Die Initiative der Jungen Grinen fand nur bei etwas mehr als einem Drittel der
Stimmbevolkerung Unterstitzung. Mit der Ablehnung dieses Begehrens an der Urne war
zudem Kklar, dass in der ausklingenden 50. Legislatur (2015-2019) keine einzige der
insgesamt 16 Volksinitiativen, die in diesen vier Jahren zur Abstimmung gekommen
waren, angenommen wurde. Dies war weder in der 49. Legislatur (2011-2015; 4 von 25
angenommen), in der 48. Legislatur (2007-2011; 3 von 13 angenommen), in der 47.
Legislatur (2003-2007; 2 von 5 angenommen), oder in der 46. Legislatur (1999-2003; 1
von 30 angenommen) der Fall gewesen.

In der anstehenden 51. Legislatur durften einige Volksbegehren an die Urne gelangen.
Ende 2019 waren nicht weniger als zehn Volksbegehren héangig; also abstimmungsreif, in
parlamentarischer Behandlung oder beim Bundesrat, der eine entsprechende
Botschaft zu verfassen hatte. Das Parlamentsgesetz sieht vor, dass die
Bundesversammlung innert 30 Monaten nach Einreichung einer Initiative eine
Abstimmungsempfehlung abzugeben hat. Diese Frist kann sich um ein Jahr verlangern,
falls ein Gegenvorschlag oder ein Gegenentwurf ausgearbeitet wird. Dies war bei sechs
der zehn hangigen Begehren der Fall - was als ein Zeichen daflr gewertet werden kann,
dass das Zusammenspiel zwischen Bevdlkerung und Parlament durchaus funktioniert:
Anliegen von Initiantinnen und Initianten werden vom Parlament zwar abgeschwécht,
aber immerhin ernst genommen und verarbeitet. Diese indirekte Wirkung von
Volksinitiativen ist im halbdirektdemokratischen politischen System der Schweiz nicht
zu unterschéatzen. Bei drei Initiativen hatte das Parlament in Form einer
parlamentarischen Initiative einen indirekten Gegenvorschlag eingebracht: bei der
«Konzernverantwortungsinitiative» (Pa. Iv. 17.498), der «Transparenz-Initiative» (Pa. Iv.
19.400) und der «Pflegeinitiative» (Pa. Iv. 19.401). Bei der Initiative «Ja zum
Verhillungsverbot» hatte der Bundesrat der Botschaft den Vorschlag fir ein
Bundesgesetz Uber die Gesichtsverhillung als indirekten Gegenvorschlag beigelegt und
auch bei der «Fair-Preis-Initiative» sah die Regierung die Moglichkeit eines indirekten
Gegenvorschlags in Form einer Anderung des Kartellrechts. Einen direkten
Gegenentwurf beriet das Parlament bei der Initiative «flr eine Schweiz ohne
synthetische Pestizide». Ende 2019 lag zudem die Botschaft des Bundesrats zur
Initiative «fur ein Verbot der Finanzierung von Kriegsmaterialproduzenten» vor und die
Réte berieten bereits die Initiative «fur sauberes Trinkwasser». Ebenfalls Ende 2019
waren die |Initiative  fuir «mehr bezahlbare = Wohnungen» und die
«Begrenzungsinitiative» abstimmungsreif. Erstere wurde fur den Urnengang von
Februar 2020 terminiert und Uber letztere soll im Mai 2020 abgestimmt werden.

Wie eine Zusammenarbeit zwischen Parlament und Initiativkomitees funktionieren
kann, zeigten auch die Beratungen um die Initiative «fur einen vernunftigen
Vaterschaftsurlaub». Diese hatte vier Wochen Vaterschaftsurlaub gefordert. Das
Parlament legte in Form einer parlamentarischen Initiative (Pa.lv. 18.441) einen
indirekten Gegenvorschlag vor, der zwei Wochen forderte. Da sich das Parlament auf
diesen Gegenvorschlag einigen konnte, zog das Initiativkomitee seine Initiative zurick.
Im Jahr zuvor waren zwei Volksbegehren zurtickgezogen worden.

2019 waren zudem acht neue Volksinitiativen erfolgreich zustande gekommen (2018: 5).
Innert Jahresfrist wird sich der Bundesrat mit der Initiative «Kinder und Jugendliche
ohne Tabakwerbung», der «Massentierhaltungsinitiative», der «Justiz-Initiative», der
«Gletscher-Initiative», der Initiative «gegen Waffenexporte (Korrektur-Initiative)», der
«99%-Initiative», der Initiative «Organspende foérdern - Leben retten» und der
Initiative fUr ein «Tier- und Menschenversuchsverbot» auseinandersetzen und eine
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Botschaft vorlegen mussen.

Im Sammelstadium befanden sich 2019 total 16 Volksbegehren, nicht weniger als 14
davon wurden erst 2019 neu lanciert, deutlich mehr als noch 2018 als acht verschiedene
Komitees die Unterschriftenjagd begonnen hatten. Interessanterweise waren es 2019
vor allem Komitees und nicht - wie man in einem Wahljahr vielleicht erwarten wirde -
ausschliesslich Parteien, die Volksbegehren lancierten. Zu den wenigen Ausnahmen
zéhlte die junge FDP, die ihre «Renteninitiative» lancierte. Sie war mit dem Thema
Altersvorsorge freilich nicht alleine. «Fir eine generationengerechte Altersvorsorge»
oder fur «steuerfreie AHV- und IV-Renten» setzten sich zwei weitere Komitees ein.
Bereits 2018 war eine Initiative flr «berufliche Vorsorge - Arbeit statt Armut>» lanciert
worden. Vier weitere Begehren zielten auf Reformen bei der Finanzierung des
Gesundheitssystems ab: Die «Pflegefinanzierungs-Initiative», die von der EDU lanciert
wurde, die «Gesundheits-Mitbestimmungs-Initiative», die «Pramien-Entlastungs-
Initiative» der SP und die bereits 2018 von der CVP lancierte «Kostenbremse-Initiative»
wollten etwas gegen die steigenden Krankenkassenkosten unternehmen. Ein Komitee
«Mobilfunk-Initiative» lancierte gleich zwei Begehren: Mit der «Mobilfunkhaftungs-
Initiative» und der Initiative «fir einen gesundheitsvertraglichen und stromsparenden
Mobilfunk» sollen vor allem aus gesundheitlichen Grinden dem Ausbau der
Mobilfunkgeneration 5G Einhalt geboten werden. Umweltschutzkreise lancierten die
«Landschaftsinitiative» und die «Biodiversitatsinitiative», um dem Aussterben von
Tier- und Pflanzenarten Einhalt zu gebieten. Mit der «Kontrollschild-Initiative» sollen
der CH-Kleber abgeschafft und die Nummernschilder neu designt werden. Das «E-
Voting-Moratorium» mochte die Tests zur elektronischen Stimmabgabe einschranken
und mit der Initiative «Hilfe vor Ort im Asylbereich» sollen die im Asylwesen
verwendeten Gelder flr Schutzgebiete oder Hilfsprojekte im Ausland statt fur
Migrantinnen und Migranten in der Schweiz ausgegeben werden. Die Initiative «Ja zur
Abschaffung der Zeitumstellung» schliesslich forderte, dass auf eine Anpassung der
Uhren auf die sogenannte Sommerzeit in Zukunft verzichtet werde.

Voraussichtlich werden es nicht alle dieser Begehren schaffen, die gesetzlichen Fristen
oder die verlangten 100'000 Unterschriften einzuhalten. Im langjahrigen Schnitt
scheiterte namlich rund ein Drittel aller lancierter Volksbegehren an diesen Hurden.
Dieses Schicksal ereilte 2019 drei Begehren (2018: 2): Die von einem Komitee rund um
die SVP-Nationalrdte Pirmin Schwander (svp, SZ) und Hans Egloff (svp, ZH) lancierte
«Kindes- und  Erwachsenenschutz-Initiative», mit der die Kindes- und
Erwachsenenschutzbehdérde Kesb hétte entmachtet werden sollen, aber auch die
beiden Initiativen des Komitees rund um die Regierungsrate Pierre-Yves Maillard (VD,
sp) und Mauro Poggia (GE, mcg), die ein «von den Krankenkassen unabhéngiges
Parlament» und die «Organisationsfreiheit der Kantone bei der Krankenversicherung»
gefordert hatten, scheiterten 2019 offiziell im Sammelstadium. °

Wahlen
Wahlen in kantonale Regierungen

Bei der Gesamterneuerungswahl der Regierung traten die Bisherigen Charles Beer (sp),
Mark Muller (Ip), David Hiler (gp), Pierre-Francois Unger (cvp) und Francois Longchamp
(fdp) erneut an. Robert Cramer (gp) und Laurent Moutinot (sp) verzichteten dagegen auf
eine erneute Kandidatur. Die Griinen nominierten Michele Klinzler als Nachfolgerin von
Cramer, die SP portierte Véronique Purro, die sich im Nominationsverfahren unter
anderem gegen den Genfer Blrgermeister Manuel Tornare durchsetzte. Die
blrgerlichen Parteien griffen die seit 2005 bestehende linke Mehrheit in der Regierung
an (2 SP, 2 GP, 1LP, 1 CVP, 1 FDP). Furr die LP kandidierte neben Muller (bisher) Isabel
Rochat (neu). Am linken Rand des Parteienspektrums stellte eine kommunistische Partei
drei Kandidaten auf. PdA und Solidarité$S kandidierten nicht, weil ihnen der Einzug ins
Parlament bei den einen Monat zuvor stattgefundenen Wahlen nicht gelungen war. PdA
und SolidaritéS verweigerten aber auch der SP und den Grinen die Unterstitzung. Die
SVP nominierte Yves Nidegger. Das populistische ,Mouvement Citoyens Genevois®
(MCQ), das bei den Parlamentswahlen einen grossen Erfolg gefeiert hatte, stellte mit
ihrem Prasidenten Eric Stauffer und Mario Poggia zwei Kandidaten auf. Das
Kandidatenfeld wurde komplettiert durch zwei Aussenseiterkandidaturen. Bei den
Wahlen verlor die Linke ihre Mehrheit und die ,Cohabitation® mit einer linken
Regierung und einem rechten Parlament endete: Gewéahlt wurden alle Bisherigen sowie
Michele Kunzler (gp) und Isabel Rochat (Ip). Die LP konnte damit einen Sitz der SP
erobern. Véronique Plrro (sp) verpasste die Wahl mit einem Rickstand von gut 1200
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Stimmen auf die siebtplatzierte Kiinzler (gp). Die beiden MCG-Kandidaten lagen auf den
Platzen neun und zehn und hatten gut 10'000 Stimmen Ruckstand auf Kinzler. Der SVP-
Kandidat Nidegger blieb chancenlos. Mit Kinzler und Rochat sind neu zwei Frauen im
Genfer Staatsrat vertreten. ’

Gesamterneuerungswahlen fir die Regierung standen in den Kantonen Solothurn,
Wallis, Neuenburg und Genf gleichzeitig mit den Parlamentswahlen an. Zuséatzlich zu
diesen vier Kantonen wahlte die Stimmbevoélkerung von Appenzell Innerrhoden eine
neue Exekutive. Insgesamt brachten die Wahlen einige Verdanderungen, die vor allem
zulasten der FDP gingen. Einzig im Kanton Solothurn kam es zu keiner Sitzverschiebung:
die deutliche burgerliche Mehrheit aus je zwei FDP- und CVP-Sitzen wurde gegenuber
einem SP-Mandat erfolgreich verteidigt. Die SVP scheiterte dabei erneut relativ deutlich
wahrend die Grinen nur knapp nicht in die Regierung einzogen. In den restlichen vier
Kantonen kam es hingegen zu Verschiebungen. Wenig spektakuléar waren diese im
Kanton Appenzell Innerrhoden, wo Carlo Schmid (cvp) nach 29 Jahren Kantonalpolitik
durch einen Unabhéngigen ersetzt wurde. Kein Stein auf dem anderen blieb dagegen im
Kanton Neuenburg, der in der vergangenen Legislatur von mehreren politischen Krisen
durchgeschuttelt worden war. Die Neuenburgerinnen und Neuenburger wahlten zwei
Bisherige ab, gewahrten der SVP zum ersten Mal Einsitz in der Regierung, verschafften
der SP eine Regierungsmehrheit und versetzten der FDP eine veritable Schlappe: statt 3
FDP und 2 SP-Sitze wie bis anhin, setzt sich der Neuenburger Staatsrat neu aus drei SP,
einem FDP und einem SVP-Vertreter zusammen. Ein Rechtsrutsch war in der Regierung
des Kantons Genf zu verzeichnen: Mit Mauro Poggia konnte der MCG erstmals in den
Staatsrat einziehen. Die Linke verflgt hingegen nur noch Uber zwei Sitze - je einen fur
die SP und fur die GP, welche damit einen Sitzverlust hinnehmen musste. Auch in Genf
wurden zwei Bisherige abgewahlt. Neben der Grinen Michéle Kinzler musste auch die
zweite Frau in der Regierung, Isabel Rochat (fdp), den Hut nehmen. Ihr Mandat eroberte
die CVP. Damit verfligt die Entente in Genf zwar immer noch Uber vier Sitze (je zwei CVP
und FDP), wird neu aber nicht mehr nur von links (1 SP, 1 GP), sondern auch von rechts (1
MCG) bedrangt. Einen Erfolg konnte die SVP auch im Kanton Wallis feiern, wo sie mit
Nationalrat Oskar Freysinger erstmals einen Regierungssitz erobern konnte. Freysinger
war verantwortlich dafur, dass die FDP auch im Wallis Federn lassen musste. Erstmals
seit einem Dreivierteljahrhundert ist der Freisinn im Kanton nicht mehr an der
Regierung beteiligt.

Die Verschiebungen aufgrund der zahlreichen Ersatzwahlen 2013 mitbertcksichtigend
prasentierte sich die Verteilung der total 156 kantonalen Regierungsratssitze per Ende
2013 wie folgt: Trotz der Niederlagen im Jahr 2013 ist die FDP nach wie vor die starkste
Regierungskraft in den Kantonen. 26.9% der Exekutivsitze (42 Sitze) waren in
Freisinniger Hand (2012: 29.5%). Die CVP hatte Ende 2013 jeden vierten kantonalen
Regierungssitz (39 Sitze) inne. Die SP folgt mit 33 Mandaten auf Rang drei (21.2%). Mit 21
Sitzen nach wie vor etwas abgeschlagen stand die SVP (13,56% aller Sitze) da. Die Grinen
mussten sich neu noch mit acht Regierungsmandaten begnligen, wéhrend sich sechs
weitere Parteien total 13 Sitze teilten (BDP: 4 Sitze, Parteilose: 3 Sitze, Lega: 2 Sitze, AL,
CSP, LP und MCG je 1 Sitz). Nach wie vor nicht an kantonalen Regierungen beteiligt ist
die GLP.

Im Vergleich zu Ende 2012 haben die Frauen einen Regierungssitz verloren. 35 der
schweizweit 156 Regierungssitze waren Ende 2013 in Frauenhand (22,4%). In 19
Kantonen sitzt wenigstens eine Frau in der Exekutive und sechs Kantone kennen zwei
Regierungsratinnen. Einzig im Kanton Waadt regiert eine Frauenmehrheit (4 Mandate).
Wahrend bei der SP 42,4% der sozialdemokratischen Regierungsmandate von Frauen
besetzt werden und bei den Grinen immerhin noch ein gutes Drittel des
Regierungspersonals weiblich ist (37,5%), sitzen die FDP-Frauen nur auf gut jedem
vierten freisinnigen Regierungssessel (26,2%). Bei der SVP werden gar nur zwei der 21
SVP-Regierungssitze von Frauen gehalten (9,56%). Noch schlechter schneidet die CVP
ab, bei der 5,1% ihrer 39 Regierungsmandate weiblich besetzt sind.

In einigen Kantonen wurden im Berichtjahr Reformen der politischen Rechte
vorgenommen, welche die Bestellung der kantonalen Exekutiven beeinflussen. Im
Kanton Zug hiessen die Stimmberechtigten mit einem Ja-Anteil von 62.8% die Initiative
»Ja zur Personenwahl™ gut. Ab sofort wird die Regierung im Kanton Zug damit also nicht
mehr mittels Proporz- sondern mittels Majorzwahlsystem bestimmt. Bereits zum
dritten Mal wurde im Kanton Zug liber eine entsprechende Anderung abgestimmt, fir
die sich vor allem die CVP, die FDP und die GLP einsetzten, wahrend sich die kleineren
Parteien, aber auch die SP, die SVP und die GP, gegen die Einflhrung von Majorzwahlen
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aussprachen. Die Gegner kritisierten, dass sich die CVP und die FDP ihren
Machtanspruch sichern wollten. Hauptargumente der Beflrworter waren, dass
Vakanzen wahrend der Legislatur Neuwahlen nach sich ziehen wurden und nicht die
jeweilige Partei selber durch Nachricker Uber die Nachfolge entscheiden solle.
Majorzwahlen seien dagegen Personlichkeitswahlen, bei denen der Zufall keine Rolle
spiele. Auch das Kantonsparlament und die Regierung hatten die Vorlage zur Annahme
empfohlen. Mit einer Stimmbeteiligung von 44% wurde damit eine 119jahrige Tradition
und Zuger Spezialitdt abgeschafft. Mit dem Zuger Entscheid bleibt das Tessin der
einzige Kanton, der seine Regierung noch nach dem Proporzwahlsystem bestimmt, was
- wie das Berichtjahr zeigt - auch sehr spezielle Folgen nach sich ziehen kann (siehe
unten). Im Kanton Appenzell Ausserrhoden wurde im Rahmen einer
Staatsleitungsreform eine Verkleinerung der Exekutive von sieben auf funf Mitglieder,
die Einfuhrung eines Vollamtes, eine Amtszeitbeschrankung auf 16 Jahre und die
Abschaffung der Volkswahl des Landammanns beschlossen. Der Kantonsrat beschloss
mit 32 zu 28 Stimmen knapp, .die Schatten der Landsgemeinde™ abzustreifen.

Nicht weniger als 29 Kandidierende traten zu den Genfer Regierungswahlen an, die
erstmals gleichzeitig mit den Parlamentswahlen durchgefiihrt wurden, eine Anderung
die mit der 2012 angenommenen Kantonsverfassungsrevision eingefuhrt worden war.
Die hohe Zahl an Kandidaturen Iasst sich mit einer weiteren Anderung erklaren: neu
bedingt eine Wahl in der ersten Runde das Uberspringen einer absoluten Mehrheit, die
neu unter Einbezug der leeren Stimmen errechnet wird und deshalb schwerer zu
Uberschreiten ist. Erst in einer zweiten, rund einen Monat spéater stattfindenden Runde
liegt das Quorum wie bis anhin bei einem Drittel der Stimmen. Der erste Wahlgang
verkam so zu einer eigentlichen Aufwéarmrunde, da die Parteien eine Aufsplitterung der
Stimmen weniger furchten mussten. Unter den 29 Kandidierenden waren die vier
Bisherigen Michele Kiinzler (gp), Francois Longchamp (fdp), Isabel Rochat (fdp) sowie
Pierre Maudet (fdp), der 2012 bei Ersatzwahlen in die Genfer Kantonsregierung gewahit
worden war. Nicht mehr antreten wollten Charles Beer (sp), David Hiler (gp) und Pierre-
Francois Unger (cvp). In der komfortabelsten Lage befand sich die FDP, die ihre drei
Sitze nach einigen Diskussionen lber eine mégliche Flnferliste schliesslich mit den drei
Bisherigen verteidigen wollten. Die CVP trat mit einem nationalen Parlamentarier an:
neben Luc Barthassat sollte zudem Serge Dal Busco fur Stimmen sorgen. Auch innerhalb
der CVP wurde lange diskutiert, ob man mit vier oder gar finf Kandidierenden antreten
solle. Zugunsten einer gemeinsamen Entente-Liste mit der FDP verzichteten die
Christdemokraten allerdings auf diese Strategie und traten mit zwei Kandidaten zur
Wahl an. Auch die Grinen schickten neben der bisherigen Kinzler einen Nationalrat,
néamlich den Fraktionschef der Grinen im eidgendssischen Parlament, Antonio
Hodgers, ins Rennen. Die SP verzichtete trotz Aufforderung der Grlnen auf eine
gemeinsame linke Liste und trat gleich mit vier Kandidierenden an, um ihren frei
gewordenen Sitz zu verteidigen und den vor vier Jahren verlorenen zweiten Sitz wieder
zurtickzuerobern. Neben Anne Emery-Torracinta, die im Vorjahr bei den Ersatzwahlen
Pierre Maudet Uberraschend deutlich unterlegen war, setzten die Sozialdemokraten die
Genfer Stadtratin Sandrine Salerno sowie Roger Deneys und Thierry Apothéloz auf ihre
Liste. Die amtierenden Regierungsparteien traten somit mit total elf Kandidierenden an.
Die Bedeutung der Wahlen in den Conseil d'Etat zeigte sich auch im Umstand, dass von
den Herausforderern drei weitere amtierende Nationalrate ins Rennen geschickt
wurden. Die SVP trat mit Céline Amaudruz (im Nationalrat seit 2011) und Yves Nidegger
(seit 2007) und der MCG mit Mauro Poggia (seit 2011) an. Die beiden rechten Parteien,
denen Aussenseiterchancen eingerdumt wurden, prasentierten eigene Listen mit
jeweils einem Trio. Auf der Liste der Volkspartei fand sich zuséatzlich Grossrat Eric
Leyvraz und die MCG-Dreierliste wurde komplettiert von Delphine Perrella Gabus sowie
von Parteiprasident und enfant terrible Eric Stauffer. Ensemble & Gauche (EaG), die
extreme Linke, flullte gleich eine ganze Siebnerliste mit dem ehemaligen Staatsrat
Christian Grobet, dem Genfer Maire Rémy Pagani den beiden Stadtgenfer
Gemeinderaten Salika Wenger (PdA) und Pierre Gauthier sowie Magali Orsini, Gian-
Thierry Sparacino und David Andenmatten. Man hoffte, mit einer vollen Liste zu einem
Linksrutsch der Regierung beitragen zu kdnnen. Mit einer Einerliste trat die GLP an: der
umtriebige Kantonalprasident Laurent Seydoux wollte die Grlnliberalen im Conseil
d’Etat vertreten; ein zweiter Kandidierender konnte jedoch nicht gefunden werden. Das
Kandidatenfeld wurde komplettiert mit drei Vertretern der Piratenpartei - dem
Prasidenten Alexis Roussel, dem Grossrat Didier Bonny sowie Daniel Ceszkowski - und
einem Unabhéangigen (Pierre Jenni). Fragen, welche die Parteistrategen umtrieben,
betrafen die optimale Anzahl Kandidierender auf einer Liste und allféllige gemeinsame
Liste in der ersten Runde. Zu viele Kandidierende und gemischte Listen kénnten von
der Wéhlerschaft als zu heterogen wahrgenommen werden. Hingegen konnte man sich
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mit einer geschickten Listenkombination in eine gute Ausgangslage fur einen fast
sicheren zweiten Wahlgang bringen. Mit Ausnahme der Entente entschieden sich
letztlich alle Parteien fur eigene Listen. Das Genfer Wahlsystem sieht vorgedruckte
Listen vor. Die Wéahlerinnen und Wahler haben die Mdglichkeit, eine Liste unverandert
abzugeben, zu panaschieren oder aber eine neutrale Liste auszuflllen. Insgesamt
wurden deshalb 30 Listen mit unterschiedlichen Kombinationen aus 1 bis 7
Kandidierenden abgegeben. So trat etwa die Entente zwischen FDP und CVP mit
wechselnder Reihenfolge auf sieben verschiedenen Listen an (Libéraux-Radicaux,
Démocrate-Chretien, Entente, Loger nos enfants, Action sécurité, Emploi pour tous,
Ceux qui agissent) und die Sozialdemokraten empfahlen ihre vier Kandidierenden auf
funf verschiedenen Listen (Socialiste, Dictat des assurances, Défense des ainé-e-s,
Emploi, pour des PME). Der MCG benutzte seine finf eingereichten Listen gleich als
Parteiprogramm, hiessen die Listen doch etwa ,Pour la prioritée de I'emploi aux
résidents genevois®, Tolérance zéro: Stop cambrioleur, dealers, mendiants, voleurs™
oder ,Pour circuler sans galérer - Stop aux bouchons™.

Dank der zunehmend aggressiven Stimmungsmache des MCG gegen Grenzgénger, fur
mehr Sicherheit und weniger Stau verbuchte die Genfer Bewegung nicht nur bei den
Parlamentswahlen (siehe oben), sondern auch bei den Exekutivwahlen im ersten
Wahlgang liberraschende Erfolge. Mauro Poggia (26'024 Stimmen) erzielte am
sechstmeisten Stimmen und Eric Stauffer (20'445 Stimmen) lag auf Platz acht. Wie
erwartet erzielte aber keiner der 29 Kandidierenden in der ersten Runde das absolute
Mehr (49'051 Stimmen). Am besten schnitten die beiden bisherigen FDP-
Kandidierenden, Pierre Maudet (46'921 Stimmen) und Francois Longchamp (42'136
Stimmen) ab. Isabel Rochat (fdp) lag mit 27'697 Stimmen auf Platz finf. Der Vorwurf,
dass sie sich wahrend des Wahlkampfes zu wenig prasentiert habe, schien sich damit
nicht zu bewahrheiten. Von der gemeinsamen Entente-Liste profitierten gleich beide
neu antretenden CVP-Kandidaten: Serge Dal Busco (35'309 Stimmen) und Luc
Barthassat (33'863 Stimmen) lagen auf Platz drei und vier. Zwischen die beiden MCG-
Kandidaten schob sich Anne Emery-Torracinta (sp, 20'950 Stimmen), die sich damit fur
die Verteidigung des SP-Sitzes in eine gute Ausgangslage bringen konnte. Eine schwere
Schlappe mussten hingegen die Grinen hinnehmen. Die bisherige Michéle Kunzler
wurde als Verkehrsministerin fur die schwierige Situation im Genfer Strassenverkehr
und ihre Neuerungen im offentlichen Verkehr abgestraft und erhielt - abgeschlagen auf
Rang 17 - lediglich 9 937 Stimmen. Antonio Hodgers (18'789 Stimmen) konnte sich zwar
auf Rang 10 hinter dem zweiten SP-Kandidierenden Thierry Apothéloz (19'424 Stimmen),
aber noch vor Delphine Perrella-Gabus (18'145 Stimmen), der dritten MCG-Kandidatin,
Hoffnung auf die Verteidigung zumindest eines grinen Sitzes machen. Der GP wurde
aber insgesamt ein wenig sichtbarer Wahlkampf zum Verhéangnis. Geschlagen geben
musste sich auch die SVP, bei der die beiden Nationalrate Céline Amaudruz (13'417
Stimmen) und Yves Nidegger (13'180 Stimmen) lediglich auf den Réngen 14 und 15 und
Eric Leyvraz (9'977 Stimmen) auf Rang 16 lagen. Damit fielen sie hinter die beiden
anderen SP-Kandidierenden Sandrine Salerno (16'996 Stimmen) und Roger Deneys
(14'726 Stimmen) zurlck. Die Kandidierenden von EaG, der Piratenpartei und der GLP
erhielten alle weniger als 8 000 Stimmen. Einzig der Genfer Gemeindeprasident Rémy
Pagani konnte mit 9 844 Stimmen einen kleinen Achtungserfolg erzielen. Damit war die
Ausgangslage fur den zweiten Wahlgang klar: wollte die Linke ihre drei Sitze halten,
musste sie zusammenspannen, insbesondere nachdem Michele Kinzler aufgrund ihres
schlechten Abschneidens ihren Rucktritt bekannt gab. Auch die Rechte wollte ihre
Krafte bundeln. Fir die zweite Runde galt es nun, das richtige Mass an Kandidierenden
zu finden, damit die Wahlerstimmen nicht zu stark zersplitterten. Obwohl die FDP eher
fir ein Viererticket optiert hatte, trat die Entente noch einmal mit allen fanf
Kandidierenden (3 FDP, 2 CVP) an. Insbesondere die amtierende Rochat stand auch
aufgrund ihres schlechten Abschneidens in der Kritik; es wurde kolportiert, dass sie
viele Wahlerinnen und Wahler aus der burgerlichen Liste gestrichen hatten. Die SP und
die Grinen, bei denen Apothéloz (sp), Emery-Torracinta (sp) und Hodgers (gp) ins
Rennen geschickt wurden, konnten EaG davon zu Uberzeugen, dass lediglich ein
geeintes Auftreten wenigstens die drei bisherigen Sitze in der Genfer Regierung sichern
kénnte. EaG trat deshalb in der Folge nicht mehr an, unterstutzte aber das links-grine
Dreierticket. Die Frage war, wie gut diese linke Allianz nach der ersten Runde noch
spielen und ob die linke Wahlerschaft vom schlechten Abschneiden in der ersten Runde
aufgeschreckt und besser mobilisiert wirde. Die beiden erfolgreichen Kandidaten des
MCG traten auf einem rechten Dreierticket zusammen mit SVP-Aushéngeschild
Amaudruz an. Diskutiert wurde, ob das konziliantere Auftreten von Poggia oder das
prononciert-provozierende Verhalten von Stauffer oder allenfalls die Kombination
Erfolg versprechend sein wirden. Darlber hinaus war nicht klar, ob der Schulterschluss
mit der SVP von der Wahlerschaft goutiert wirde. Zwar seien sich die beiden Parteien
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in vielen Punkten einig - die Situation wurde vielerorts mit dem Kanton Tessin
vergleichen - die SVP sei aber insgesamt eher national-konservativ und der MCG
kantonal-sozialistisch. Nicht mehr antreten wollte die GLP, die flr keines der drei
Blocktickets eine Empfehlung abgab. Auch die Piratenpartei und der unabhangige
Kandidat zogen sich fur die zweite Runde zurlck, so dass fir den zweiten Wahlgang
noch elf Kandidierende zur Wahl standen, die sich auf gesamthaft 20 Listen als links-
grine, rechts-blrgerliche und harte rechte Regierung anpriesen. Funf Wochen nach
dem ersten Wahlgang - eine Zeitdauer, die von vielen als zu lange bezeichnet wurde -
fand Anfang November schliesslich der entscheidende zweite Wahlgang statt. Lag die
Stimmbeteiligung beim ersten Umgang noch bei 41,0%, mobilisierte die zweite Runde
hohe 46,4% der Stimmberechtigten. Alle drei Blocke schafften den Sprung in die
Regierung. Bei den Burgerlichen waren es erwartungsgemass die beiden bisherigen
Freisinnigen Pierre Maudet (59'057 Stimmen) und Francois Longchamp (55'126
Stimmen). Beide wurden erneut als Erst- bzw. Zweitplatzierte gewahlt. Ebenfalls wie in
der ersten Runde erhielten Serge Dal Busco (49'941 Stimmen) und Luc Barthassat
(46'301 Stimmen) - beide CVP - am dritt- bzw. viertmeisten Stimmen. Nicht
wiedergewédhlt wurde Isabel Rochat (fdp), die mit 37'024 Stimmen nur auf Rang neun zu
liegen kam. Damit wurden nicht nur zwei Frauen aus der Genfer Regierung verdrangt
(Rochat und Kiinzler), sondern auch die ehemalige Liberale Partei (die FDP und die
Liberalen hatten 2011 fusioniert). Rochat wurde mit Abstand am hé&ufigsten von der
Liste gestrichen und profitierte kaum von Panaschierstimmen. Das erlaubte der CVP
einen Sitzgewinn auf Kosten der FDP. Die Regierung machte insgesamt einen
Rechtsrutsch, da Mauro Poggia als siebter (41'170 Stimmen) den Sprung in die Regierung
schaffte. Die SP konnte ihren Sitz mit Anne Emery-Torracinta (43'505 Stimmen)
verteidigen und fur die Grlinen holte Antonio Hodgers (44'132) mit einem Glanzresultat
wenigstens einen Sitz. Thierry Apothéloz (39'914 Stimmen) verpasste den Einzug in die
Regierung knapp. Wie das gesamte Dreierticket konnte er im Vergleich zum ersten
Umgang seine Stimmen zwar mehr als verdoppeln, lag aber schliesslich rund 1200
Stimmen hinter Poggia zurlick. Insgesamt hatte sich der Zusammenschluss von Links-
Grlin also gelohnt. Hinter Rochat lagen Céline Amaudruz (35'010 Stimmen) und Eric
Stauffer (32'008 Stimmen). Damit bewahrheitete sich auch in Genf, dass nur in die
Regierung gewahlt wird, wer als konziliante Persdnlichkeit - als halber Populist, wie die
NZZ Poggia bezeichnete - wahrgenommen wird. In der Presse wurde der Erfolg des
MCG breit diskutiert und gar als schweizweites Zeichen fur ein Weitererstarken
rechtskonservativen Gedankenguts interpretiert. Zwar sei Poggia ein gemassigter
Vertreter des MCG, die Regierung musse sich aber wohl auf interne Opposition gefasst
machen. Es sei nun an der Entente, Mehrheiten zu schaffen. Einzigartig war auch, dass
gleich drei amtierende Nationalrate in ein kantonales Exekutivamt gewahlt wurden,
wurde doch bisher in der Regel eher der umgekehrte Weg gewéhlt. Die drei Gewahlten
traten aus dem Nationalrat zurtick. Die Genfer Regierung wurde somit stark verandert:
funf neue Gesichter, nur ein Mitglied, dass bereits eine ganze Legislatur hinter sich
hatte (Longchamp), ein Rechtsrutsch durch den Einzug eines extremen Rechten, nach
2009 weitere Verluste von Links-Grin und statt zwei nur noch eine Frau in der
Exekutive. Das Département présidentiel, eine weitere Neuerung der revidierten
Kantonsverfassung, wurde Longchamp Ubertragen, der zwar weniger Stimmen als
Maudet erhalten hatte, aber mehr Erfahrung vorweisen konnte. Maudet behielt das
Sicherheitsdepartement, das neu mit dem Wirtschaftsdepartement verknlpft war.
Poggia wurde Vorsteher des Departements Gesundheit, Arbeit und Soziales, Emery-
Torracinta erhielt das Erziehungsdepartement und Hodgers wurde Chef fir
Raumplanung, Stadtplanung und Energie. Dal Busco war neu zustandig fur die Finanzen
und Barthassat wurde das Departement fur Verkehr, Transport, Umwelt und
Landwirtschaft Ubertragen. Die als passend befundene Departementsverteilung wurde
in der Presse als gutes Zeichen fir ein funktionierendes Kollegium gewertet. °

Pour le renouvellement du Conseil d'Etat genevois, 31 candidates et candidats étaient
en lice en 2018. Tous les ministres sortants, sauf Francois Lonchamp (plr), briguaient un
mandat supplémentaire. Ainsi, aux c6tés de la conseillere d'Etat Anne Emery-
Torracinta, le Parti socialiste proposait Thierry Apothéloz et Sandrine Salerno. Le parti
espérait placer deux de ses membres au gouvernement cantonal. Chez les Verts,
Antonio Hodgers était accompagné par Marjorie de Chastonay et Yvan Rochat. Les Verts
et les socialistes se sont rassemblés sur une liste commune. Le PDC ne présentait que
ses magistrats, Serge Dal Busco et Luc Barthassat. Son objectif était de maintenir ses
deux sieges a I'exécutif cantonal. Le PLR, pour conserver le fauteuil laissé vacant par
Francois Lonchamp, présentait, outre son représentant Pierre Maudet, Alexandre de
Senarclens et Nathalie Fontanet. Le PDC et le PLR ont inscrit les noms de leurs poulains
sur une seule liste, intitulée «Entente». Finalement, comme colistiers de Mauro Poggia,
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le MCG lancait Ana Roch et Daniel Sormanni. Le PBD, absent en 2013, concourait avec
Thierry Vidonne et André Leitner. L'UDC soumettait les candidatures d'Yves Nidegger,
Stéphane Florey et Thomas Blasi. Les Vert'libéraux avancaient Jéréme Fontana et
Susanne Amsler. Eric Stauffer se représentait, cette fois sous la banniére de son
nouveau parti «Geneve en Marche (GeM)», avec Ronald Zacharias. Ensemble a Gauche
avancait trois candidatures, Jocelyne Haller et Jean Burgermeister pour solidarité$, et
Salika Wenger pour le Parti du travail. Pablo Cruchon, secrétaire de solidarités, a retiré
sa candidature en raison du conflit qui I'opposait & une autre membre du parti.
D'autres candidates et candidats étaient en lice sur leur propre liste, Paul Aymon avec
sa liste «Santé», Willy Cretegny avec sa liste «Prospérité maitrisée>», Axel Amberger
pour la liste «Rien pas grand chose» et, finalement, Magali Orsini et Pierre Gauthier
pour la «Liste pour Geneve». Contrairement a I'exécutif vaudois, les magistrates et
magistrats sortants n'ont pas fait de campagne unie. Le budget de campagne a été
estimé a 3.3 millions de francs. Genéve en marche a joué la carte de la transparence et
a révélé avoir recu le soutien de privés de I'immobilier ainsi que de deux milliardaires
étrangers. Des partis politiques ont réclamé I'annulation de I'élection, dénoncant une
inégalité de traitement, en raison de la brochure éditée par la Chancellerie cantonale.
Le document électoral était illustré d'un exemple de bulletin a remplir sur lequel
figuraient les noms de candidates et candidats aux cotés de noms de fiction. La
Chancellerie a corrigé le document en ligne, par contre les références a la réalité
subsistaient dans la brochure écrite. Toutefois, le format de l'illustration rendait le
bulletin illustratif peu lisible. Le Conseil d'Etat a demandé a la Chambre
constitutionnelle de rejeter le recours de Genéve en Marche, puisque le document
avait été corrigé et que I'annulation de I'élection était jugée disproportionnée. La RTS a
effectué un sondage aupres de 2'830 personnes. Les résultats prédisaient I'éviction du
gouvernement de Luc Barthassat. Tous les autres membres sortants de I'exécutif
devaient étre réélus. Thierry Apothéloz et Nathalie Fontanet entreraient au
gouvernement cantonal.

Lors du premier tour, avec une participation de 38.8%, en parallele de I'élection du
Grand Conseil, Pierre Maudet est élu avec 50'180 suffrages. Il franchit la majorité
absolue fixée a 49'011 voix. Il est suivi par Mauro Poggia (43'728 voix), Serge Dal Busco
(40'836), Antonio Hodgers (40'754), Anne Emery-Torracinta (33'350), Thierry Apothéloz
(32'982), Nathalie Fontanet (31'504) et Sandrine Salerno (30'016). Le sortant, Luc
Barthassat est arrivé en neuvieme position avec 27'133 voix. Venaient ensuite Alexandre
de Sernaclens (22'820 voix), Marjorie de Chastonay (20'370), Yvan Rochat (19'814), Yves
Nidegger (19'575), Jocelyne Haller (17'774), Eric Stauffer (13'406), Salika Wenger (12'102),
Ana Roch (10'597), Jean Burgermeister (10'126), Thomas Blasi (9'798), Ronald Zacharias
(9'394), Willy Cretegny (9'157), Daniel Sormanni (8'915), Stéphane Florey (7'455), Susanne
Amsler (7'300), Jérébme Fontana (7'228), Magali Orsini (4'893), Paul Aymon (3'853),
Thierry Vidonne (3'600), Pierre Gauthier (3'399), Axel Amberger (3'132) et André Leitner
(1'986).

Pour le second tour, seulement 11 candidates et candidats étaient en course. Antonio
Hodgers figurait sur une liste commune avec Anne Emery-Torracinta et Thierry
Apothéloz. Jocelyne Haller demeurait sur la liste d'Ensemble a Gauche. Sur la liste de
I'Entente, concouraient Nathalie Fontanet, Serge Dal Busco et Luc Barthassat. L'objectif
n'était plus la quéte d'un cinquieme siege, mais de conserver la majorité des sieges au
gouvernement cantonal. Vu le score de Luc Barthassat, le second siege PDC était en
péril. Luc Barthassat a promis de changer, a savoir de se concentrer davantage sur ses
dossiers. Il a recu un avertissement des agriculteurs, qui se sont déclarés préts, tout de
méme, a 'appuyer. Mauro Poggia et Yves Nidegger faisaient cavalier seul, tout comme
Willy Cretegny et Paul Aymon. A quelques jours du second tour, Antonio Hodgers a été
accusé par le PLR, le PDC et I'UDC de désinformation. Les pourcentages présentés lors
du point de presse du gouvernement au sujet de la loi nouvelle loi PAV, relative a
|'aménagement des quartiers de la Praille-Acacias-Vernets et soumise a votation le 10
juin, différaient des chiffres de la brochure de vote. Le gouvernement cantonal a
rétorqué que les chiffres étaient exacts.

Avec une participation & 35%, le PDC a perdu le siege de Luc Barthassat au profit du PS,
des lors occupé par Thierry Apothéloz. Le PLR a conservé ses deux fauteuils. Nathalie
Fontanet a fait son entrée au gouvernement cantonal avec 45'622 suffrages. Mauro
Poggia est arrivé en premiere position avec 51'015 voix. Serge Dal Busco a totalisé 50'141
voix, il est suivi par Antonio Hodgers avec 49'684 voix. Anne Emery-Torracinta était en
cinquiéme position, aprés la nouvelle élue PLR. Thierry Apothéloz a comptabilisé
44'884 voix. Luc Barthassat avait plus de 10'000 voix de retard par rapport a Thierry
Apothéloz, il a rassemblé 34'357 voix. Le candidat PDC n'a pas été soutenu par les
électrices et électeurs de I'Entente. Jocelyne Haller a dévancé cette fois Yves Nidegger
(23'940 suffrages), avec ses 27'121 voix. Willy Cretegny a obtenu 20'600 voix et Paul
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Aymon 9'428. Il semble que les résultats du sondage de la RTS avaient vu juste. ©

Kantonale Ersatzwahlen

Ende Februar kiindigte Mark Muller (fdp) seinen vorzeitigen Riicktritt aus der Genfer
Regierung an, da er aufgrund der andauernden Attacken auf seine Person die notige
Energie und Abgeklartheit fur das Regierungsamt nicht mehr aufbringen kénne. Der
Baudirektor, der seit mehr als sechs Jahren im Amt war, geriet bereits 2011 in die
Schlagzeilen, als das Westschweizer Fernsehen publik machte, dass er mitten in der
Stadt Genf flur eine Sieben-Zimmer-Wohnung lediglich 1800 Franken Miete bezahlt.
Letztlich war es wohl nicht nur die dauernde Kritik an seiner Politik - Muller eckte
insbesondere mit der gegen starke Opposition trotzigen Umsetzung seiner Idee eines
kantonalen Richtplans 2030 an - sondern die Prilgelei mit einem Barkeeper in einer
Genfer Disco, die zum Rucktritt beitrugen. Die FDP kritisierte zwar die Hetzjagd auf
ihren Regierungsrat, die SP, die SVP und die Grinen bezeichneten den Ricktritt aber
als unausweichlich. Bereits kurze Zeit nach der Demission von Muller kindigte der
Préasident des bei den kantonalen und eidgendssischen Wahlen erfolgreichen
Mouvement Citoyens Genevois (MCQ), Eric Stauffer, seine Kandidatur an. Auch die FDP
fand in Pierre Maudet, rasch einen unbestrittenen moglichen Nachfolger. Der
34jahrigen Maire von Genf, der als sozialer und staatsbewusster ,Radical™ gilt, wurde an
der Delegiertenversammlung auch von den ehemaligen Liberalen unterstitzt, die in
Genf vor der Fusion wesentlich starker waren als der Freisinn aber auf einen
Kandidierenden aus ihren Reihen verzichteten. Sowohl die FDP wie auch der MCG
buhlten um die Unterstitzung der SVP. Diese entschied sich fur den MCG, was in der
Genfer Presse als Zeichen fur die brlchige blrgerliche Entente gewertet wurde.
Gleichzeitig wirden dadurch die Chancen flr die SP wachsen, die blrgerliche Mehrheit
aus drei FDP-Sitzen (vor der Fusion zwischen Liberalen und FDP waren es zwei Liberale
und ein FDP-Sitz) und einem CVP-Sitz zu sprengen. Bei diesen Sozialdemokraten, die
bisher einen Sitz in der Genfer Regierung inne hatten (die beiden restlichen Sitze hielt
die GP), brachte sich gleich ein Quartett von Kandidierenden in Position. An der
Delegiertenkonferenz vom 24. Marz setzte sich schliesslich Anne Emery-Torracinta
gegen den frisch gebackenen Nationalrat Manuel Tornare durch. Die GLP schickte ihren
kantonalen Parteiprasidenten Laurent Seydoux ins Rennen. Vervollstandigt wurde das
Kandidierenden-Karussell durch den Vize-Prasidenten der Genfer Piratenpartei, Alexis
Roussel, sowie durch Paul Amyon und Manuel Acevedo - beide parteilos. Laut eigenen
Angaben - im Kanton Genf missen die Parteien ihre Finanzen transparent gestalten -
verfligten die Parteien nur Uber geringe Wahlkampfbudgets flr den ausserordentlichen
Wahlgang. Ausgaben zwischen 10'000 CHF (Piratenpartei) und 250'000 CHF (MCG)
wurden veranschlagt. Im Wahlkampf wurde rasch deutlich, dass das Rennen um den frei
werdenden FDP-Sitz zu einem Zweikampf zwischen Emery-Torracinta (sp), die von den
Grinen und der Ensemble & Gauche unterstitzt wurde, und Maudet (fdp), der bei der
CVP Unterstutzung fand, und zu einer Richtungswahl werden wirde. In burgerlichen
Kreisen wurde vor einer Entwicklung »a la francaise”, also einer rot-griinen Regierung
gewarnt. Die Storgerausche in diesem Zweikampf lieferte insbesondere Eric Stauffer,
dem zugetraut wurde, die burgerliche Wéahlerschaft abzugraben und so ungewollt der
SP zum Sieg zu verhelfen. Der Wahlkampf war allerdings sehr lau. Trotz des zu
erwartenden knappen Wahlausgangs wurde deshalb eine geringe Stimmbeteiligung
erwartet; mitentscheidend wurde deshalb die Mobilisierungsfahigkeit der beiden
Lager.

Am 17. Juni bewahrheiteten sich beide Prognosen nicht. Maudet schlug sowohl Emery-
Torracinta als auch seine restlichen Herausforderer iiberraschend deutlich. Mit 39,8%
der Wahlerschaft (40'966 Stimmen) lag er Uber 10 000 Stimmen vor der SP-Kandidatin
(28,4%; 29'175 Stimmen) und auch vor Stauffer (27,6%; 28'412 Stimmen) und schaffte so
das notige Drittelsmehr komfortabel. Die restlichen vier Kandidaten erhielten alle
weniger als 3% der Stimmen. Die Stimmbeteiligung lag bei flir Genfer Verhéltnisse
hohen 43,3%. Bei den reguldaren Wahlen von 2009 hatte die Partizipationsrate 39,5%
betragen. Die Niederlage der SP wurde als Debakel bezeichnet. Neben dem im Vergleich
zu Maudet und Stauffer deutlich geringeren Bekanntheitsgrad von Emery-Torracinta
wurde die mangelhafte Mobilisierung der linken Wahlerschaft als Folge eines
ungenligenden Wahlkampfes als Ursache vermutet. Der Genfer Staatsrat blieb damit
klarer als erwartet in burgerlicher Hand. Der Erfolg von Maudet machte Ersatzwahlen in
der Stadtgenfer Exekutive notig. ™
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Kommunale Wahlen

Nachdem bereits im Stadtparlament die rot-grine Mehrheit bestatigt worden war,
konnte die Linke auch die funf Wochen spater stattfindende Wahl der Stadtregierung -
Uberaus deutlich - fur sich entscheiden. Nur sieben Kandidatinnen und Kandidaten
standen flr die funf Sitze zur Wahl; vier von den links-griinen Parteien und drei von den
Burgerlichen. Zu ersetzen war die zuricktretende Jacqueline Burnand (sp). Gewahlt
wurden der Bisherige André Hediger (pda), der Sozialdemokrat Manuel Tornare, sowie
Christian Ferrazino von Solidarités und Alain Vaissade von den Grlinen. Auf dem flinften
Rang klassierte sich Pierre Muller von den Liberalen, der zusammen mit zwei weiteren
burgerlichen Kandidaten (Marie-Therese Engelberts, cvp, und Bernard Lescaze, fdp)
angetreten war. Somit mussten die Biirgerlichen sogar einen ihrer bisherigen zwei Sitze
an ihre Gegner abgeben. Die Genfer Regierung ist damit ein reines Mannergremium. ™

In der 5-kopfigen Stadtgenfer Regierung behielt die links-griine Allianz, die gemeinsam
in den Wahlkampf gestiegen war, bei den Wahlen im Mai die Mehrheit. Das beste
Resultat erzielte Manuel Tornare (sp). Patrice Mugny, Nationalrat und Ko-Président der
Grinen Schweiz, verteidigte den Sitz seiner Partei nach dem Ruicktritt von Alain
Vaissade; er erreichte den zweiten Platz. Auf ihn folgten Christian Ferrazino von der
Alliance de gauche und der Vertreter der PdA, Stadtpréasident André Hédiger. Dieser war
nach sechzehn Amtsjahren nochmals angetreten, obschon er heftig kritisiert worden
war, weil das Genfer Casino, dessen Betriebsgesellschaft er als Prasident vorstand,
schliessen musste, nachdem es vom Bund keine Lizenz mehr erhalten hatte. Der einzige
Vertreter der Blrgerlichen in der Regierung, Pierre Muller (Ip), musste eine Zeit lang um
seine Wahl zittern, da ihm der Bewerber der Freisinnigen, Bernard Lescaze, bedrohlich
nahe kam - Liberale und Freisinnige waren gemeinsam angetreten. Die separat
kandidierenden Vertreter von CVP und SVP bleiben chancenlos. *

Nur zwei Mitglieder der Stadtgenfer Regierung, Patrice Mugny (gp) und Manuel Tornare
(sp), traten nach einer chaotischen Legislatur mit verschiedenen Affédren noch einmal
an. Damit waren 3 von 5 Sitzen neu zu besetzen. Die Regierung setzte sich vor der Wahl
aus je einem Vertreter von SP, Griunen und Liberalen zusammen, wéhrend die dussere
Linke zwei Sitze hielt. Die linken Parteien (SP, Griine und A gauche toute"), hatten eine
Absprache getroffen, wonach die Wahleranteile bei der Parlamentswahl im Marz
entscheidend dafir sein sollten, welche Partei wie viele Kandidaten flr die Regierung
aufstellen durfte. Demzufolge gab es fur die Wahlen im April eine linke Viererliste mit
Sandrine Salerno (sp), Manuel Tornare (sp), Patrice Mugny (Grline) und Rémy Pagany (,A
gauche toute™). Die birgerliche Entente (FDP, LP und CVP) mit ihren Kandidaten Pierre
Maudet (fdp), Anne Marie von Arx-Vernon (cvp) und Nathalie Fontanet (Ip) befand sich in
einem Konflikt mit der SVP, da sie deren Kandidaten Yves Nidegger nicht auf ihre Liste
aufnehmen wollte, eine Einzelkandidatur der SVP aber die Chancen auf einen zweiten
blrgerlichen Sitz in der Regierung erheblich schmalerte. Nach einem langeren Hin und
Her und Diskussionen Uber programmatische Anpassungen, welche die SVP zur
Bedingung eines Rickzugs ihrer Kandidatur machte, weigerte sich die CVP schliesslich,
der SVP Konzessionen zu machen und letztere trat allein an. Bei den Wahlen im April
wurden alle Kandidaten der Linken gewahlt. Die SP-Kandidaten Tornare und Salerno
erzielten die besten Resultate. Salerno (sp) wurde als einzige Frau in die Regierung
gewahlt. Von den birgerlichen Kandidaten schaffte nur der populare Maudet (fdp), mit
geringem Abstand vor von Arx-Vernon (cvp), die Wahl. Die Kandidatin der Liberalen
Fontanet lag hinter Maudet und von Arx-Vernon. Die Liberalen verloren damit ihren
traditionellen Sitz in der Regierung. Nach diesem Ergebnis wurde Uber die Zukunft der
blrgerlichen Entente diskutiert, insbesondere, da wahrscheinlich sogar ein flnfter
linker Kandidat die Wahl auch noch geschafft hatte, ware einer aufgestellt worden. In
der Presse wurde spekuliert, dass sich LP und FDP wohl in Zukunft vermehrt mit der
SVP und weniger mit der CVP zusammentun wirden. Dies auch im Zusammenhang
damit, dass die CVP, welche die Zusammenarbeit mit der SVP abgelehnt hatte, von der
Entente profitierte und gleichzeitig Stimmen von links holen konnte, so dass ihre
Kandidatin von Arx-Vernon fast auf Kosten von Maudet (fdp) gewéahlt worden wéare.
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Die Wahlen fur den Conseil administratif (Exekutivwahlen) fanden rund einen Monat
nach den kommunalen Parlamentswahlen statt. Deren Ausgang hatte beim MCG die
Hoffnung geweckt, auch in die Stadtregierung einziehen und so die links-grine
Mehrheit (2 SP, 1 GP, 1 FDP und 1 Ensemble & Gauche) knacken zu kdnnen. Der MCG trat
denn auch gleich mit zwei Kandidierenden an: Soli Pardo und Carlos Medeiros wurden
aber nur geringe Chancen attestiert. Die Grinen hingegen prasentierten ob ihrer
Niederlage nicht wie angekiindigt zwei, sondern nur eine Kandidatin, namlich Esther
Alder, die den Sitz des zurlickgetretenen Patrice Mugny verteidigen wollte. Die SP trat
mit der amtierenden Blrgermeisterin Sandrine Salerno und neu mit Sami Kanaan an,
der den nicht mehr kandidierenden Manuel Tornare (sp) ersetzen sollte. Der bisherige
Rémy Pagani von Ensemble a Gauche (EaG) wollte seinen Sitz ebenfalls verteidigen. Die
FDP, welche mit dem bisherigen Pierre Maudet antrat, spannte mit der CVP zusammen,
die Michel Chevrolet als Anwarter fur einen Sitz im Conseil administratif prasentierte.
Die SVP wollte mit Eric Bertinat in die Regierung einziehen. Viel Wirbel verursachte das
Zusammengehen der LP mit der SVP: Zum ersten Mal in der Geschichte der Genfer
Kommunalwahlen kam es zu einer Verbindung einer Entente-Partei (FDP, LP, CVP) mit
der SVP. Die Liberalen, die Florence Kraft-Babel als Kandidatin préasentierten, waren
Uberzeugt, dass der blrgerliche Sitz in der Regierung gegen die links-grine Mehrheit
nur mit Hilfe einer Verbindung mit Rechts verteidigt werden kénne. Die CVP und auch
die FDP, mit der die LP auch in Genf noch im Mai des Berichtjahrs fusionieren wollte,
lehnten den Zusammengang mit der SVP ab und sahen darin die Gefahrdung des Sitzes
der FDP. Der Spagat (.le grand écart™) der LP, die ja gleichzeitig auch zusammen mit der
Entente antrat, zahlte sich allerdings weder fir sie noch fur die SVP aus. Die
Sitzverteilung blieb néamlich unverédndert und sowohl Kraft-Babel (11'496 Stimmen) als
auch Bertinat (4'352 Stimmen) verpassten den Einzug in den Genfer Stadtrat. Im ersten
Wahlgang gewahlt - in Genf brauchen Anwarter fur die kommunale Exekutive lediglich
30% der Stimmen, um gewéhlt zu werden - waren Kanaan (sp), der am meisten Stimmen
erhielt (19'513 Stimmen), Salerno (sp, 19'288 Stimmen), Alder (gp, 19'196 Stimmen) und
Pagani (EaG, 18'987 Stimmen) von links-griner Seite. Erst auf Rang flnf folgte Maudet
(fdp, 15'418 Stimmen). Keine Chancen hatten Chevrolet (cvp, 9'392 Stimmen), Medeiros
(mcg, 7'768 Stimmen) und Pardo (mcg, 7'626 Stimmen). Die Linke konnte mit Hilfe der
Majorzwahlen den Einzug des MCG in die Genfer Stadtregierung also verhindern.
Trosten konnte sich der MCG mit dem Einzug seines Prasidenten in die Stadtregierung
von Onex. Die Wahlbeteiligung war rund 1,4 Prozentpunkte tiefer als noch 2007 und lag
bei 36,5%. Mit der Wiederwahl von Salerno und der Neuwahl von Alder sassen neu zwei
Frauen in der Genfer Stadtregierung.

Eidgendssische Wahlen

Fur die elf Nationalratssitze im Kanton Genf traten 170 Kandidierende an. Dies waren 73
Kandidierende mehr als 2007, Auch die Anzahl Listen nahm im Vergleich zu den letzten
Wahlen um neun auf total 22 stark zu. Vier neue Parteien traten an (GLP, Piratenpartei,
La Gauche combative, Alliance BLEUE) und die etablierten Parteien stellten zahlreiche
Unterlisten auf, darunter auch die internationalen Listen der CVP, der GP, der SP und
der SVP, auf denen nicht weniger als 24 hauptsachlich in Frankreich wohnhafte
Auslandschweizer kandidierten. Listenverbindungen gingen die Linke (SP, Griine, PdA,
La Gauche) und die Burgerlichen (FDP, CVP, GLP) ein. Die FDP und die LPS traten neu
gemeinsam unter dem Label PLR an. Die beiden hatten im Mai des Berichtjahres
fusioniert. SVP und MCG (MCR) traten alleine an. Die deutlichen Gewinne des MCG bei
den kantonalen Wahlen wurden fir die neue Bewegung als vielversprechend gedeutet.
Der Frauenanteil unter den Kandidierenden wuchs im Gegensatz zu praktisch allen
anderen Kantonen leicht an: 37,6% der Kandidierenden waren Frauen (2007: 36,1%),
was im interkantonalen Vergleich den Hochstwert bedeutete. Je einen vakanten Sitz
verteidigen mussten die SP, bei der Jean-Charles Rielle zurlickgetreten war und die
PLR, bei denen Martine Brunschwig Graf (LP) nicht mehr antrat.

Gewinnerin der Wahlen in Genf war der MCR (MCGQ), die nicht nur ihren Wéahleranteil im
Vergleich zu 2007 beinahe vervierfachte (9,8%), sondern damit auch einen Sitz
gewinnen konnte. Dieser ging allerdings nicht auf Kosten der SVP, die zwar in Genf
deutliche Wahlerverluste in Kauf nehmen musste (-5,1 Prozentpunkte, neu: 16%) und
damit schlechter abschnitt als 2003, ihre beiden Sitze aber knapp halten konnte. Einen
Sitz abgeben musste vielmehr die FDP, die 2007 zusammen mit der damals noch
eigenstandig antretenden LPS insgesamt 3 Sitze inne gehabt hatte. Hatten beide
Parteien zusammen 2007 noch 22,5% der Stimmen auf sich vereinigt (LPS: 14,8%, FDP:
7,7%), kam die fusionierte PLR 2011 nur noch auf 18,6% Wahleranteil. Obwohl das
Resultat sehr knapp war - rund 1400 Stimmen fehlten der PLR zur Verteidigung des
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dritten Sitzes - erwies sich der Rucktritt von Brunschwig Graf letztlich als zu
schwerwiegend. Auch die Grlinen hatten Wahlerverluste zu verzeichnen (-2,4
Prozentpunkte, neu 14%), konnten ihre beiden Mandate jedoch halten. Insbesondere
ihr Prasident Ueli Leuenberger musste aber lange um seinen Sitz zittern. Nach den
herben Verlusten bei den Wahlen 2007 konnte die SP ihren Wahlerriickgang stoppen
(19,1%), ihre drei Sitze halten und wieder zur stérksten Partei im Kanton avancieren.
Einen leichten Gewinn von 0,1 Prozentpunkten verzeichnete die CVP (9,8%), die ihren
Sitz ebenfalls problemlos verteidigte. Dem gewéahlten Vertreter der MCR, Mauro Poggia,
der am meisten Stimmen im Kanton erhalten hatte (23'432), wehte in Bern allerdings
ein rauer Wind entgegen. Keine Partei wollte ihn in ihre Fraktion aufnehmen. Aus Genf
waren neben Poggia zudem Manuel Tornare flr die SP und die Kantonalprasidentin der
SVP Céline Amaudruz neu im Nationalrat, letztere I6ste den abgewéhlten André
Reymond (svp) ab. Damit blieb der Frauenanteil bei 18,2%. Auch im Kanton Genf lag die
Wahlbeteiligung bei vergleichsweise geringen 42,4%; rund vier Prozentpunkte tiefer als
2007. %

Bénéficiant d'un huitieme siege au Conseil national depuis 2015, le canton du Valais
renouvelait sa députation lors des élections fédérales de 2019. Parmi les 236
candidatures déposées, 90 étaient féminines. Alors que les sortants Jean-Luc Addor
(udc), Franz Ruppen (udc), Philippe Nantermod (plr) et Mathias Reynard (ps) briguaient
un nouveau mandat, des incertitudes étaient de mise dans la «famille C», qui
comprend le PDC du Valais romand (PDCVr), le PDC du Haut-Valais (CVPO) et les
chrétiens-sociaux du Haut-Valais (CSPO). En effet, avec le départ de trois de ses quatre
élu.e.s pour diverses raisons, celle-ci a vécu une législature mouvementée. Le haut-
valaisan Roberto Schmidt (csp) a été élu au Conseil d'Etat en 2017, alors que Viola
Amherd (pdc) a accédé au Conseil fédéral en 2019 & la suite du départ de Doris
Leuthard (pdc). Dans des circonstances moins glorieuses, Yannick Buttet (pdc) a
démissionné de son poste en 2018, éclaboussé par des affaires de harcelement. Des
quatre élu.e.s de 2015 ne restait alors que Géraldine Marchand-Balet (pdc). La seule
femme de la députation valaisanne a cependant renoncé a rempiler pour une seconde
|égislature. La tache s'annoncait donc ardue pour leurs remplacants, qui espéraient
conserver les quatre sieges. Si la «famille C» représente historiquement la plus grande
force politique du canton, elle fait cependant face a une perte de vitesse constante
depuis plusieurs années. Thomas Egger (csp), Benjamin Roduit (pdc) et Philipp Matthias
Bregy (cvpo), successeurs de Schmidt, Buttet et Amherd, étaient notamment
accompagneés, sur la liste commune du PDCVr, CVPO et CSPO, par Serge Métrailler,
président de la section romande du PDC. Le Nouvelliste a fait remarquer un certain
sentiment d'urgence dans les rangs démocrates-chrétiens pour que le président se
lance lui-méme dans la bataille, alors que «les places avaient, pendant longtemps, la
réputation de se distribuer cecuméniquement et de se réserver des années a |'avance».
D'autres candidatures ont émergées, a I'image de celle de l'avocat sierrois Sidney
Kamerzin (pdc), chef de groupe au Grand Conseil. Le journal le Temps a estimé que la
place de Thomas Egger semblait étre la plus fragile, le président du Groupement suisse
pour les régions de montagne souffrant d'un déficit de notoriété & l'intérieur du
canton, bien que disposant d'un vaste réseau dans la Berne fédérale. Un début de
polémique enflait au début du mois de mars lorsque le genevois Eric Stauffer a clamé
son intention de rejoindre le PDCVr. En effet, le fondateur et ex-président du
Mouvement Citoyen genevois (MCG) s'est installé en Valais depuis peu et souhaitait se
mettre & disposition pour les élections fédérales. Une volonté trés vite tempérée par le
PDCVr, qui a refusé la demande de Stauffer.

Aux cbtés de Philippe Nantermod, également candidat pour un strapontin au Conseil
des Etats, le PLR espérait reconquérir un deuxiéme siége, abandonné il y a vingt ans.
Pour cela, les libéraux-radicaux ont conclu un apparentement avec les Vert'libéraux,
présents pour la premiere fois en Valais. L'association Avenir Ecologie a également
présenté deux listes communes avec le PLR. Les themes environnementaux ayant eu le
vent en poupe au cours de 'année 2019, les Vert.e.s se sont également lancé.e.s dans la
campagne avec l'envie de faire leur entrée sous la coupole fédérale. L'apparentement
avec le PS et le Centre gauche-PCS devait permettre a la gauche de ravir un mandat aux
partis du centre pour obtenir un deuxieme siege. Le socialiste Mathias Reynard, qui
arpentait les couloirs du Palais fédéral depuis 2011, a fait figure de locomotive pour
cette liste. Tout comme Nantermod, il s'est en plus aligné pour accéder a la chambre
haute. Avec les listes jeunes et ainés, celles provenant du Haut-Valais ainsi que les deux
listes du Centre gauche-PCS, I'alliance de gauche a présenté 14 listes au total. De I'autre
coté de I'échiquier politique, une candidature a détonné. Ronald Zacharias, ancien
membre du PLR et du MCG genevois, a figuré sur la liste UDC aux cotés des sortants
Ruppen et Addor. Le multimillionnaire, descendant d'une famille hollandaise et actif
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dans I'armement maritime, I'immobilier et le droit, a annoncé investir CHF 200'000 de
sa fortune personnelle dans la campagne, soit plus du double du montant dépensé par
les deux sortants. Un investissement pas forcément mal vu du cété de I'UDC, ou I'on a
considéré ceci comme <«une chance pour toute la liste». Derniere formation a
présenter des listes, le Rassemblement Citoyen Valais (RCV) a dévoilé un vaste
programme comprenant 157 propositions, avec I'objectif d'apporter une vision «globale
et transversale» de la politique pour sa premiére participation aux élections fédérales.
Globalement, le jeu des apparentements n'a pas réservé de surprise, puisque I'ordre de
bataille était similaire a 2011 et 2015, seulement diversifié par I'apparition des
Vert'libéraux dans la constellation politique valaisanne.

C'est habituel dans le canton du Valais: la question de la représentation de la minorité
germanophone s'est invitée dans les débats. Au Conseil des Etats, c'est
traditionnellement un duo paritaire entre romand.e.s et alémaniques qui hérite des
deux fauteuils. Au national, les trois sortants alémaniques (Egger, Ruppen et Bregy)
étaient conscients de la nécessité du soutien des électeurs et électrices du bas du
canton, le Haut-Valais ne comptant que 25 pour cent de la population. lls pouvaient
cependant espérer une forte mobilisation en leur faveur. Comme l'a relevé le
Nouvelliste, la participation était de 67.6 pour cent dans le Haut en 2015, contre 61.4
pour cent dans le Valais central et 54.2 pour cent dans le Bas-Valais. De plus, la
population germanophone vote généralement en bloc pour ses candidat.e.s, ce qui
permet fréquemment a la minorité d'étre surreprésenté dans les organes politiques
nationaux.

Avec une participation de 54.1 pour cent, la journée d'élections a vu le déclin de la
«famille C» se poursuivre. La formation a récolté 34.8 pour cent des suffrages, 5 points
de pourcentage (pp) de moins qu'en 2015. Dans le détail, le PDC du Valais romand a
engrangé 17.9 pour cent des voix, le CVPO 9.5 pour cent et le CSPO 7.3 pour cent. Alors
qu'elle était soutenue par plus de la moitié de I'électorat jusqu'en 1999, la formation n'a
depuis lors cessé de perdre du terrain. Ce résultat ne lui a pas permis de conserver son
quatrieme siege, qui est tombé dans I'escarcelle des Vert.e.s. Le parti écologiste, a
|'image de la tendance globale observée dans toute la Suisse, a réalisé un score canon
(10.6%; +5.7pp par rapport a 2015), permettant & la gauche d'arracher le deuxieéme siege
tant convoité. Celui-ci est revenu a Christophe Clivaz, qui a été crédité de 17'377
suffrages pour sa quatrieme tentative aux élections fédérales. Le PS a également
progressé, s'établissant & 15.1 pour cent des voix (+1.8pp), alors que le Centre gauche-
PCS a apporté son écot au succes de la gauche (1%, -0.4pp). Mathias Reynard a
conservé son siege, se permettant méme d'étre le candidat récoltant le plus de voix
avec 34'175 suffrages, devant Philippe Nantermod, qui en a récolté 27'906. Le PLR a
échoué dans sa quéte d'un deuxiéme siége (16.5%, -1.6pp), sans pouvoir profiter d'un
grand soutien de la part des Vert'libéraux, qui ont réalisé un petit score pour leur
premiere participation (0.8%). L'UDC a maintenu ses deux représentants malgré un
léger recul (19.8%, -2.3pp). Franz Ruppen (25'493 voix) a notamment réalisé un carton
dans le Haut, ou il termine devant les membre de la «famille C», alors que Jean-Luc
Addor a recu 17'5635 voix. Deuxieme dans le Haut-Valais, le PDC Philipp Matthias Bregy
(21'689 voix) sera avec Ruppen I'un des deux germanophones & siéger a Berne lors de la
prochaine législature. Le jaune Thomas Egger (20'041 voix) a fait les frais du recul de
|'alliance du centre et n'aura pas l'occasion d'effectuer un mandat complet sous la
coupole. Ce sont Benjamin Roduit (25'601 voix) et le nouveau venu Sidney Kamerzin
(25'602 voix) qui ont hérité des deux mandats dévolus au PDCVr. Pour étre précis, le
Rassemblement Citoyen Valais a récolté 1.5 pour cent des suffrages (+1.1pp). Malgré
|'augmentation du nombre de candidatures féminines, passées de 45 en 2015 a 90 en
2019, aucune femme n'a été élue pour reprendre le flambeau de Géraldine Marchand-
Balet & la chambre du peuple. Maigre consolation, I'élection de Marianne Maret a la
chambre haute permet a la députation valaisanne de compter au moins une
politicienne dans ses rangs pour la prochaine législature. ”
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Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Im September 2019 befasste sich die grosse Kammer mit dem Rahmenkredit 2020-
2023 fiir drei Genfer Zentren. Der Kredit in der Hohe von CHF 128 Mio. soll die
finanzielle Unterstitzung des Zentrums fur Sicherheitspolitik, des Internationalen
Zentrums fur humanitare Minenrdumung GICHD und des Zentrums fur die
demokratische Kontrolle von Streitkraften DCAF fur den Zeitraum 2020-2023
sicherstellen. Diese Subventionszahlungen werden bereits seit 2002 geleistet und
wurden seither vier Mal verlangert, zuletzt 2015, wobei der Rahmenkredit im
vorliegenden Fall vier Millionen héher ausfiel als in der letzten Periode.

Aufgrund des internationalen Renommees der drei Zentren sowie des hohen
Stellenwerts der Schweizer Sicherheits- und Friedenspolitik war die Unterstutzung auch
im Nationalrat grundsatzlich unumstritten. Verschiedene Minderheiten forderten
jedoch entweder eine Aufteilung der drei Kredite oder weiterfihrende Bedingungen fur
den DCAF-Kredit. Begrindet wurde die verlangte Kreditteilung mit den
unterschiedlichen Zielsetzungen der Zentren und deren juristischer Unabhangigkeit.
Ein  Mitbericht der Finanzkommission stellte zudem Maéngel bei der
Finanzberichterstattung und unklar formulierte Leistungsvertrage des DCAF fest.
Generell wurde mehrfach der Ruf nach mehr Transparenz in den drei Zentren laut. So
forderte etwa eine Minderheit um Nationalrat Egger (cvp, Wallis) eine Harmonisierung
der Subventionsvertrdge und der Berichterstattung der drei Zentren. Die
Minderheitsantrage blieben letztlich aber chancenlos. Die Mehrheit wollte vor allem
verhindern, dass durch die Kreditaufteilung gemeinsame Projekte der drei Zentren
erschwert werden wirden und Synergien verloren gingen. Angenommen wurde
hingegen eine Ergénzung der vorbehandelnden SIK-NR, die bedingt, dass die erste
Zahlung an das DCAF erst dann erfolgt, wenn der Subventionsvertrag zwischen dem
Bundesrat und der Stiftung DCAF Uberarbeitet wurde. Damit folgte man zumindest
teilweise dem Bericht der Finanzkommission. Der anwesende Bundesrat Ignazio Cassis
bat den Nationalrat um einen Entscheid, der sich spatestens bis zum Ende der
Wintersession mit dem Standerat bereinigen liesse, damit der Betrieb der Zentren im
kommenden Jahr aufrecht erhalten werden kénne.

Schliesslich stimmte der Nationalrat der Vorlage inklusive der Erganzung mit 150 zu 35
Stimmen (bei 6 Enthaltungen) zu, womit sie dem Sténderat zur Differenzbereinigung
Uberwiesen wurde. ™

Wirtschaft

Landwirtschaft
Agrarpolitik

Le Conseil national s'est emparé de deux motions déposées par la CdF-CN relatives aux
plans de restructuration d'Agroscope prévus par le Conseil fédéral. L'une d'elle (Mo.
18.4088) s'intéresse & la répartition des différents sites de recherche, tandis que I'autre
se penche sur les économies - & hauteur de CHF 40 millions - que le Conseil fédéral
prévoit de faire par le biais de cette restructuration. La Commission des finances du
Conseil national souhaite que celles-ci soient réinvesties afin d'augmenter |'efficacité
d'Agroscope. Le rapporteur francophone de la commission, Thomas Egger (csp, VS), a
souligné que cette proposition avait récolté le soutien de la quasi-totalité des membres
de la CdF-CN. Le Conseil fédéral a également proposé aux député.e.s de I'accepter, la
motion allant dans la direction souhaitée par les autorités. Le Conseil national a donc
tacitement adopté le texte élaboré par sa commission. "

Le Conseil national a simultanément traité de deux motions déposées par la CdF-CN. La
Mo. 18.4087 s'intéresse aux plans d'économie prévus par le Conseil fédéral. La motion
intitulée «Une structure axée sur la pratique pour Agroscope» se penche, elle, sur la
localisation des centres de recherche, la commission des finances exigeant que les
plans du Conseil fédéral comprennent une station centrale, un centre de recherche
régional en Suisse allemande, un autre en Suisse romande ainsi que plusieurs stations
de recherche décentralisées, comme exposé par le rapporteur de la commission
Thomas Egger (csp, VS). La CdF-CN s'oppose a une centralisation compléte d'Agroscope
a Posieux comme ['avait initialement proposé le Conseil fédéral. Ce dernier a, entre
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temps, révisé son avis, estimant que la proposition formulée dans cette motion était un
bon compris. Le Conseil national a donc accepté tacitement la motion de la CdF-CN.

A noter qu'un jour avant le débat en chambre, une motion d'ordre provenant du PDC et
défendue par Philipp Kutter (pdc, ZH) demandait de suspendre le traitement de cette
présente motion, argumentant que d'autres aspects devaient étre réglés avant de
pouvoir discuter de la répartition des centres de recherche. La motion d'ordre a été
balayées par une nette majorité de député.e.s (116 voix contre 65 et 10 abstentions). %

Internationale Landwirtschaftspolitik

La chambre du peuple débat a son tour sur I'abrogation de ladite «loi chocolatiére>.
Le Conseil des Etats avait apporté un certain nombre de modifications a la proposition
du Conseil fédéral; proposition qui consistait a supprimer toute contribution a
|'exportation de produits agricoles transformés d'ici 8 2020, comme demandé par les
ministres lors de la 10éme conférence de I'OMC a Nairobi en 2015. La commission de
|'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) propose, elle aussi, de
modifier quelques aspects du projet de I'exécutif ainsi que des propositions formulées
et acceptées par la chambre des cantons. Premiérement, comme rapporté par le
député UDC Pierre-André Page (udc, FR), une majorité de la commission propose qu'il
soit précisé que le supplément pour les céréales peut étre versé en fonction du volume
ou de la surface - y voyant la garantie d'une certaine souplesse dans |'application - mais
s'oppose a la proposition du Conseil des Etats qui voulait que seules les céréales
destinées a l'alimentation humaine soient concernés, estimant que cela pourrait
s'avérer compliqué pour les paysans durant certaines années planifiables de
surproduction céréaliere. Ainsi, la majorité propose de rejeter la proposition de la
minorité Jans (ps, BS) qui demande & conserver la version formulée par le Conseil des
Etats. La majorité de la CER-CN invite, par contre, les parlementaires & approuver la
proposition de ce dernier en ce qui concerne |'augmentation du montant alloué aux
mesures d'accompagnement par rapport au projet du Conseil fédéral. La commission
estime que celui-ci doit rester a hauteur de 94,6 millions de francs et non étre baissé a
67,9 millions de francs. La minorité Bertschy (pvl, BE) veut, quant & elle, le maintien du
plafond de dépenses fixé en premiére instance par le Conseil fédéral. La députée
socialiste Schneider Schuttel (ps, FR) justifie cette position par le fait que la Suisse ne
souffre plus autant du franc fort qu'a I'époque ou les contributions ont été
augmentées. De plus, elle estime qu'une augmentation pourrait aller a I'encontre de la
décision de I'OMC et argumente finalement d'un point de vue des restrictions
budgétaires entreprises par la Confédération. La deuxieme proposition de la minorité
Bertschy propose de limiter dans le temps cette forme de subventionnement et cela de
maniere dégressive jusqu'en 2027. Finalement, la commission demande a étre
consultée avant la promulgation de I'ordonnance sur les douanes, touchant a la
procédure d'autorisation du trafic de perfectionnement. Celle-ci demande a ce que
cette derniéere soit simplifiée et transparente.

La commission des finances (CDF-CN) a elle aussi pris position quant au deuxiéme volet
de cet objet, a savoir le volet touchant a Il'arrété fédéral concernant les moyens
financiers dédiés a l'agriculture pour la période 2018-2021. Celle-ci demande
également aux députés d'accepter l'augmentation des moyens proposée par la
chambre haute par rapport au projet du Conseil fédéral; le montant total alloué a cet
effet pour la période 2018-2021 doit s'élever, d'aprées la majorité de la commission, a
2,031 milliards de francs et non a 1,951 milliards de francs comme proposé par
|'exécutif. Par la voix de son rapporteur Thomas Egger (pdc, VS), la commission justifie
sa position, d'une part, par le fait que les chambres fédérales ont approuvé lors de la
session d'hiver 2016 une augmentation des contributions pour la "loi chocolatiere" a
hauteur de 94.6 millions de francs par année et estime donc que le Conseil fédéral
n'applique pas de maniere conséquente cette décision des chambres dans la révision
de cette loi. D'autre part, elle considére qu'un soutien a la production de matiéres
premieres dédiées aux produits transformés destinés a I'exportation est nécessaire afin
que cette branche reste compétitive sur le plan international.

En plus de ses propositions d'approuver le projet du Conseil fédéral limitant le budget
alloué aux producteurs de céréales et de lait a 67,9 millions de francs par année ainsi
que la limitation dans le temps de cette contribution, Kathrin Bertschy souhaiterait plus
généralement que la chambre du peuple n'entre pas en matiére sur ce sujet. Parlant au
nom de la fraction verte-libérale, la députée bernoise considere, en effet, que le
premier objet soumis a votation - a savoir l'arrété fédéral relatif a la suppression de
toute aide a I'exportation, conformément aux régles édictée par I'OMC - concerne, en
vérité, la modification de la loi sur I'agriculture. La fraction des vert'libéraux soutient,
par contre, les modifications imposées par I'OMC, estimant que tout soutien financier a
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|'exportation de produits agricoles est dommageable pour les pays en voie de
développement, les paysans de ces pays ne pouvant pas rivaliser contre des produits
subventionnés. De plus, elle considere que cela va a I'encontre de la compétitivité et
amene a une utilisation inefficiente des facteurs de production. Finalement, les
vert'libéraux critiquent sur un plan plus général ce projet de loi, considérant que ce
n'est pas une abolition de la "loi chocolatiére", mais la création d'une nouvelle loi sur le
lait et le pain ("Milch-Brot-Gesetz") - la proposition de loi irait a I'encontre de I'esprit
des mesures souhaitées par I'OMC.

L'UDC ainsi que le PDC soutiennent quant & eux la proposition financiere du Conseil
des Etats ainsi que les propositions des majorités des commissions. Les Verts sont
d'accord d'entrer en matiere, mais critiquent vertement la solution trouvée par le
Conseil fédéral, considérant qu'un systeme de financement passant par les paiements
directs et non par un subventionnement couplé a la production, aurait été plus légitime
et aurait répondu a la volonté du Conseil fédéral d'en arréter avec ce mode de
financement décidé lors de I'introduction du systeme des paiements directs dans les
années 90. C'est pour cela qu'ils soutiennent la proposition budgétaire du Conseil
fédéral. La fraction verte défend, de plus, les propositions de la minorité Bertschy
d'une limitation temporelle et d'un paiement dégressif ainsi que de la minorité Jans
limitant les paiements aux céréales destinées aux humains. Le PLR salue la décision du
Conseil fédéral de simplifier le trafic de perfectionnement actif; une simplification qui
permettra une meilleure compétitivité des entreprises du secteur agro-alimentaire. La
majorité de la fraction libérale-radicale considere également que le montant proposé
initialement par I'exécutif est justifié et ne devrait pas étre augmenté, comme le
proposent les majorités des deux commissions. Finalement, le parti socialiste est du
méme avis que les Verts en ce qui concerne le mode de financement et aurait souhaité
qu'une solution en termes de paiements directs soit trouvée, respectant ainsi le
mandat de la Constitution. Ils critiquent, comme les Vert'libéraux, cette proposition qui
ne change, en définitive, rien, passant d'un systéme ou les producteurs sont aidés et
paient les paysans de maniére correcte, a un systéme ou les paysans sont soutenus,
permettant ainsi de fixer un prix des matieres premiéres plus bas pour les producteurs
de produits transformés. Mais, conscient de l'urgence de trouver une solution, une
majorité du PS est d'accord d'approuver le projet du Conseil fédéral, sous la condition
que la proposition de la minorité Bertschy relative a une limitation temporelle soit
acceptée.

Le Conseil fédéral, par la voix de son ministre de I'économie, Johann Schneider-
Ammann, reste sur ses positions en invoquant les mémes arguments que ceux invoqués
devant les sénateurs du Conseil des Etats. Il précise, de plus, qu'un rapport d'évaluation
est prévu, quatre ans aprés la mise en application de ces nouvelles mesures.

Les parlementaires votent massivement pour I'entrée en matiére du premier arrété
fédéral relatif a I'approbation et a la mise en ceuvre de la décision ministérielle de
I'OMC. Lors du vote par article, la proposition de la minorité quant a une limitation
temporelle sur dix ans, couplée d'un financement dégressif se voit refusée par 117 voix
contre 68. C'est également la proposition de la majorité qui est acceptée par 129 voix
contre 58 en ce qui concerne la prise en compte de la surface ainsi que de la
suppression de la précision demandée par le Conseil des Etats de restreindre cela aux
céréales destinées aux humains. Cet arrété fédéral est finalement accepté par 165 voix
contre 15 et 9 abstentions.

Les députés décident également massivement d'entrer en matiére en ce qui concerne
le deuxieme arrété fédéral relatif aux moyens financiers destinés a I'agriculture pour les
années 2018-2021. Lors du vote par article, la proposition des majorités des deux
commissions de suivre le Conseil des Etats en ce qui concerne I'augmentation des
moyens mis a disposition est acceptée par 111 voix contre 78 pour la proposition des
minorités des deux commissions qui voulaient conserver le montant proposé par le
Conseil fédéral. Sur le vote d'ensemble, l'arrété fédéral est accepté par 138
parlementaires contre 52, sans abstention.

Le projet retourne donc aux mains du Conseil des Etats, afin de régler les différends
restants entre les deux chambres concernant les termes a utiliser dans I'article 55 de la
loi sur l'agriculture (céréales destinées au humains ou céréales de maniére générale
ainsi que l'ajout de la considération de la surface et non pas uniquement des
volumes). %!
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Offentliche Finanzen

Finanzausgleich

Im Mérz 2019 beriet die FK-NR das Bundesgesetz iiber den Finanz- und
Lastenausgleich (FiLaG) und entschied mit 13 zu 10 Stimmen (bei 2 Enthaltungen), die
bis zu CHF 280 Mio. pro Jahr, welche geméass bundesréatlicher Botschaft fur den
soziodemografischen Lastenausgleich hatten eingesetzt werden sollen, gleichméssig auf
den soziodemografischen und den geografisch-topografischen Lastenausgleich zu
verteilen. Geméss Medienberichten hatte Thomas Egger (csp, VS), Direktor der
Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft flir das Berggebiet, dreizehn Antrége zur
Besserstellung der Bergkantone eingereicht, von denen aber nur dieser eine
angenommen wurde. Dieser Mehrheitsantrag der Kommission warf in den Medien
einigen Wellen: Es wurde beflrchtet, dass dadurch das «fragile Bauwerk», wie der St.
Galler Regierungsrat und Prasident der KdK Benedikt Wirth (SG, cvp) den Kompromiss
zum Finanzausgleich bezeichnete, geféahrdet wirde.

Dazu kam es Anfang Mai 2019 in der Sondersession jedoch nicht. Mit 158 zu 26 Stimmen
(bei 8 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat deutlich fiir einen Minderheitsantrag
von Mattea Meyer (sp, ZH) aus und stimmte dem vom Stadnderat angenommenen
bundesratlichen Vorschlag zu. Zustimmung fand die Version der Kommissionsmehrheit
lediglich bei Vertreterinnen und Vertretern der Bergkantone (insbesondere der Kantone
Wallis und Bern) aus den Fraktionen der SVP, SP und CVP/EVP.

Zwei Differenzen zum Standerat schuf der Nationalrat jedoch: Er fligte dem Gesetz eine
Koordinationsbestimmung zur STAF und eine Ziffer zur Berucksichtigung der
Erganzungsbeitrage bei der Berechnung der Mindestausstattung hinzu. Weitere
Minderheitsantrége, zum Beispiel zur Senkung des maximalen Ressourcenpotenzials pro
Kopf auf 85 Prozent (Minderheit Keller; svp, NW), zur Erweiterung der Kennzeichen flr
eine hohe soziodemografische Belastung (Minderheit Bendahan; sp, VD), zu einem
Einbezug der Berichterstattung zum Finanzausgleich in die Staatsrechnung (Minderheit
Kiener Nellen; sp, BE) oder zu einer moglichen Weiterfiihrung der temporéren
Abfederungsmassnahmen Uber das Jahr 2025 hinaus (Minderheit Bourgeois; fdp, FR)
waren hingegen allesamt erfolglos.

Ende 2017 reichte Thomas Egger (cvp, VS) zwei Postulate zum Thema Finanzausgleich
ein (Po. 17.4142 und Po. 17.4143). Mit dem Postulat 17.4142 wollte er erreichen, dass im
nachsten Wirksamkeitsbericht zur NFA die Aufgabenteilung zwischen NFA und NRP
analysiert wird. Bei der Ausarbeitung habe man entschieden, dass mit der NRP keine
Basisinfrastrukturen  wie  Gemeindestrassen oder  Abwasserreinigungsanlagen
unterstitzt werden sollen; diese sollen Uber Mittel der NFA finanziert werden. In der
Praxis wirden die Kantone den Gemeinden die entsprechenden Mittel aber nicht in
genligendem Ausmass zur Verfligung stellen.

Der Bundesrat betonte in seiner Antwort einerseits die Zweckfreiheit der Zahlungen
des Ressourcen- und des Lastenausgleichs - die Kantone kénnten frei Gber dessen
Verwendung entscheiden - und andererseits die Unabhangigkeit der zwei Instrumente
- eine Koordination des Lastenausgleichs mit der NRP sei nicht vorgesehen. Folglich
beantragte er das Postulat zur Ablehnung. In der Sommersession 2019 erklérte der
Postulant, dass die beiden Anknupfungspunkte fur seinen Vorstoss, der dritte
Wirksamkeitsbericht zum Finanzausgleich und die Botschaft zur Standortférderung
2020-2023 bereits behandelt worden seien, weshalb er sein Postulat zurlckziehe. %

Ende 2017 reichte Thomas Egger (cvp, VS) zwei Postulate zum Thema Finanzausgleich
ein (Po. 17.4142 und Po. 17.4143). Mit dem Postulat 17.4143 wollte er den Bundesrat
beauftragen, aufzuzeigen, wie der Vollzug der Programmvereinbarungen bei
Verbundaufgaben zwischen Bund und Kantonen verbessert werden kann. Die
versprochenen Effizienzgewinne durch Aufgabenteilung seien gemass der Botschaft zur
NFA 2012-2015 bisher kaum eingetroffen, erklarte Egger. Dies hange gemass
Rickmeldungen aus der Praxis damit zusammen, dass sich der Bund nicht auf eine
strategische Flhrungsrolle beschranke, sondern sehr detaillierte
Programmvereinbarungen erlasse.

In seiner Antwort verwies der Bundesrat auf Verbesserungsmoglichkeiten zur
Einflussnahme des Bundes, die im Rahmen des zweiten Wirksamkeitsberichts gefunden
worden seien. Da eine Evaluation Uber alle Anwendungsbereiche jedoch schwierig sei,
empfahl er das Postulat zur Ablehnung. In der Sommersession 2019 zog Egger sein
Postulat zurtick, da sein Anliegen in der Zwischenzeit durch ein Kommissionspostulat

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20

19



POSTULAT
DATUM: 05.03.2019
NIKLAUS BIERI

POSTULAT
DATUM: 12.09.2019
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 27.09.2019
ELIA HEER

(Po. 19.3001) angenommen worden war. **

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Agglomerationsverkehr, 6ffentlicher Verkehr

Mit seinem Postulat «Neudefinition des abgeltungsberechtigten Personenverkehrs»
wollte Nationalrat Egger (cvp, VS) den Bundesrat beauftragen, zu prifen, wie die
Definition des abgeltungsberechtigten Verkehrs geandert werden musste, damit der
Bund auch Angebote im Freizeitverkehr mitfinanzieren kénnte. Der o&ffentliche
Regionalverkehr wird geméss den Bestimmungen der Verordnung Uber die Abgeltung
des regionalen Personenverkehrs nur vom Bund abgegolten, wenn das Angebot unter
anderem eine Erschliessungsfunktion aufweist, keinen Nachtverkehr beinhaltet und
ganzjahrig erbracht wird. Damit seien Nachtangebote sowie Tourismus- und
Freizeitangebote des 6ffentlichen Regionalverkehrs von vornherein von der Abgeltung
durch den Bund ausgeschlossen, obschon diese Angebote den heutigen
Mobilitatsbedlrfnissen durchaus entsprechen wirden. Zwar beantragte der Bundesrat
die Annahme des Postulats und zeigte sich bereit, die Kriterien der Abgeltung zu
Uberprifen, die grosse Kammer folgte jedoch Nationalrétin Pieren (svp, BE), die das
Postulat schon im Juni 2018 bekdmpft hatte und auch im Marz 2019 argumentierte, die
Finanzierung von Freizeitangeboten sei nicht Sache des Bundes. Mit 97 zu 91 Stimmen
(keine Enthaltungen) wurde das Postulat abgelehnt. 2

Post und Telekommunikation

Die KVF-NR ging in ihrem Postulat «Léngerfristige Weiterentwicklung des Zugangs zu
Dienstleistungen der postalischen Grundversorgung» auf diverse Fragen ein, die sich
bezlglich der Entwicklung des Poststellennetzes und der Umsetzung der ab 1. Januar
2019 geltenden Erreichbarkeitskriterien postalischer Dienstleistungen stellten. Es sei
nicht vertrauensbildend, sagte Nationalrat Egger (csp, VS) fur die Kommission im
Plenum, als das Postulat im September 2019 im Nationalrat behandelt wurde, wenn die
Planung der Post zum Poststellennetz bis 2020 bekannt sei und darlber hinaus nicht -
«Wir hatten hier eigentlich sehr gerne mehr Klarheit», befand Nationalrat Egger. Mit
dem Postulat wurde der Bundesrat aufgefordert, bei der Post eine langerfristige
Planung des Zugangs zu Dienstleistungen einzufordern. Auch Uber die Mdglichkeiten
der Umsetzung der Standesinitiative Jura und der Motionen Clottu (svp, NE; Mo.
14.4075) und Maire (sp, NE; Mo. 14.4091) sollte die Planung Auskunft geben. Der
Bundesrat hatte die Annahme des Postulats beantragt und die grosse Kammer nahm das
Anliegen ihrer Kommission diskussions- und oppositionslos an. %

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Thomas Egger (csp, VS) reichte im Juni 2019 eine Motion im Nationalrat ein, mit der er
den Bundesrat damit beauftragen wollte, alle  vier  Jahre einen
departementstbergreifenden Aktionsplan zur Konkretisierung der «Politik des Bundes
fur die landlichen Raume und Berggebiete» zu prasentieren. Der Motionar wollte damit
erreichen, dass der seit 2015 bestehenden Politik fir die landlichen Raume und
Berggebiete nun konkrete Massnahmen folgen, welche die Koordination zwischen allen
betroffenen Politikbereichen starken kénnen. Der Bundesrat beflrwortete in seiner
Stellungnahme die Motion, woraufhin der Nationalrat den Vorstoss in der Herbstsession
2019 stillschweigend annahm. ¥
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Sozialpolitik

Bevdlkerung und Arbeit
Lohne

En marge de la conférence nationale Santé 2020, dont I'objectif était de trouver des
pistes afin de réduire les colts de la santé, le conseiller fédéral Alain Berset a pointé du
doigt les salaires de certains médecins spécialistes. Il a réagi suite a I'annonce du
conseiller d'Etat Mauro Poggia (GE, mcg), selon laquelle les revenus annuels estimés des
chirurgiens seraient proche du million. Alain Berset juge cette situation inadmissible
vis-a-vis des patientes et patients qui paient des primes. Jean-Marc Heinicke,
président de I'Ordre des chirurgiens genevois, a réfuté en rappelant que les spécialistes
exercant dans des cliniques privées ne participaient pas a la hausse des colts de la
santé et que le chiffre avancé était «fantaisiste».

Les jours suivants, les organisations des médecins ont contesté que les médecins
étaient les responsables de la perpétuelle hausse des primes de I'assurance maladie
obligatoire. Sur le plateau de I'émission Infrarouge, Pascal Strupler, directeur de I'Office
fédéral de la santé publique (OFSP) a précisé qu'il y avait 140 médecins spécialistes qui
gagneraient un revenu avoisinant 850'000 francs sur le compte de I'assurance-maladie
obligatoire (LaMal).

Cette polémique fait surtout ressortir le manque de transparence, également dénoncé
par Alain Berset, concernant les salaires des médecins. La Confédération a toutefois
lancé plusieurs projets en parallele pour contrer I'absence de collectes et de
statistiques publiques actuelles, ainsi que pour que soient apportés des
éclaircissements y relatifs. Avec ce débat public, il est possible que le monde politique
et I'opinion publique réclament a I'avenir davantage de transparence en matiere de
salaires des médecins. %

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Eine gerechte Verwaltung der KVG-Reserven strebte der Kanton Genf im April 2017 mit
einer Standesinitiative an, die zuvor im Grossen Rat einstimmig angenommen worden
war. Demnach sollte der Anteil Reserven einer versicherten Person bei einem
Krankenkassenwechsel an die neue Krankenkasse Uberwiesen und zusatzlich zum
gesetzlichen Minimal- auch ein Maximalbetrag bei den Reserven definiert werden. Der
Kanton Genf kritisierte insbesondere, dass bei der Pramienberechnung die Kosten
eines Kantons berlcksichtigt wirden, bei den Reserven jedoch nicht. Dies erlaube es
den Krankenkassen, ,die Uberschussigen Reserven gewisser Kantone zum Ausgleich der
fehlenden Reserven in anderen Kantonen zu nutzen.™ Die Debatte zum Anstieg der
Krankenkassenpréamien war zu dem Zeitpunkt im Kanton Genf besonders virulent, da
der Kanton schweizweit die zweithdchsten Prémien aufwies (nach Basel-Stadt) und
diese furs Jahr 2017 erneut um 5.7 Prozent angestiegen waren. Bereits im September
2016 hatte der Genfer Regierungsrat Mauro Poggia erklart, dass das BAG hatte
Uberprifen sollen, ob die Pramien fur die Solvenzsicherung der Kassen ausreichen
wirden. Stattdessen habe es einen starkeren Pramienanstieg veranlasst, als von den
Krankenkassen gefordert worden war. Die Genfer seien aber nicht dafur verantwortlich,
dass die Reserven der Krankenkassen geschmolzen sind, da ihre Pramien - zusammen
mit denjenigen von acht anderen Kantonen - zwischen 1996 und 2013 stéarker
angestiegen seien als ihre Kosten. Die Standesinitiative sollte somit dazu dienen, diesen
gemass Poggia ungerechtfertigt grossen Anteil, den die Genfer an die Reservenbildung
zahlen mussen, zuklnftig zu reduzieren.

Die SGK-SR verwies in ihrem Kommissionsbericht auf friihere, &hnliche Vorschlage (z.B.
Mo. 08.3737, Kt.lv. 09.320, BRG 12.026) sowie auf die unterschiedlichen Logiken von
Pramien und Reserven: Der Sinn von Reserven sei es, die Zahlungsféhigkeit eines
Krankenversicherers insgesamt aufrechtzuerhalten, wéhrend die Prémien die kantonal
unterschiedlichen Kosten decken mdussten. Zudem bestehe kein persdnliches
Deckungskapital, das bei einem Krankenkassenwechsel mitgenommen werden koénnte.
Um es zu erstellen, mussten die Krankenkassen eine aufwéndige und komplexe
individuelle Kontofuhrung einrichten. Dieser Systemwechsel wirde aber neue Probleme
bezlglich der Risikoselektion schaffen, da insbesondere gute Risiken die Kassen
wechselten. Geméss SGK-SR reiche die Beméchtigung des BAG aus, Pramien nicht zu
genehmigen, die ,unangemessen hoch Uber den Kosten liegen oder zu Uberméssigen
Reserven fuhren™. Folglich lehnte sie die Standesinitiative mit 9 zu O Stimmen ab. Diese
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Position verdeutlichte Alex Kuprecht (svp, SZ) auch in der Standeratsdebatte. Liliane
Maury Pasquier (sp, GE) beschrieb jedoch noch einmal die Problematik aus Genfer
Sicht: Es konne nicht sein, dass einige Krankenversicherer mehr als dreimal so hohe
Reserven aufwiesen, als zur Wahrung der finanziellen Sicherheit notwendig waren,
wenn gleichzeitig in einigen Kantonen der Pramienanstieg deutlich grosser sei als der
Anstieg der Gesundheitskosten. Da sie jedoch nicht an der Kommissionssitzung habe
teilnehmen kénnen und der Vorstoss kaum Unterstitzung in der Kommission erfahren
habe, verzichte sie auf einen Antrag auf Folge geben. Die kleine Kammer folgte der
Standesinitiative entsprechend nicht. %

Ein Westschweizer Komitee um die Regierungsrate Pierre-Yves Maillard (VD, sp) und
Mauro Poggia (GE, mcg) lancierte 2017 gleich zwei eidgendssische Volksinitiativen zum
Thema Krankenkassen. Die erste Initiative «Fiir ein von den Krankenkassen
unabhéngiges Parlament» verlangte, dass die Mitglieder der Bundesversammlung
zukunftig keinen Einsitz in Organen von Krankenversicherungen oder wirtschaftlich mit
ihnen verbundenen Organisationen haben und von diesen keine Vergltungen mehr
annehmen dirfen. Bei schweren Verstossen dagegen verléren die Parlamentsmitglieder
ihr parlamentarisches Mandat. Der Konflikt zwischen wirtschaftlichen Interessen und
der offentlichen Aufgabe mulsse beendet werden, da er bisher «echte» Fortschritte in
der Gesundheitspolitik verhindert habe, argumentierte das Komitee. Zudem durften
Parlamentarierinnen und Parlamentarier auch keine Verbindungen zur SBB oder zur
Post haben, betonten die Initianten. Auf die Kritik, wonach die Leistungserbringenden
erstens deutlich besser im Parlament vertreten und zweitens deutlich stérker fur die
Kosten im Gesundheitswesen verantwortlich seien, entgegnete das Komitee, dass diese
- anders als die Krankenkassen - kein Mandat des Staates hatten, sondern rein
wirtschaftliche Akteure darstellten.

Die zweite Initiative «Fiir die Organisationsfreiheit der Kantone bei den
Krankenversicherungen» méchte den Kantonen die Mdglichkeit geben, kantonale oder
interkantonale Einheitskrankenkassen zu schaffen. Diese wirden die Pramien festlegen
und erheben sowie die zulasten der OKP anfallenden Kosten ubernehmen. Die
Krankenversicherungen waren weiterhin fir die Administration zustandig, wirden aber
von dieser Einrichtung kontrolliert. Die Medien sprachen von einer «Einheitskasse
light», welche die Kantone freiwillig einfihren kénnten. Letzteres werteten die Medien
als grosses Plus dieser Vorlage, zumal die Initiative flr eine 6ffentliche Krankenkasse,
welche die Kantone zur EinfUhrung von Einheitskassen verpflichten wollte, in der
Westschweiz auf Zustimmung gestossen, von der Deutschschweiz jedoch deutlich
abgelehnt worden war.

Die Unterschriftensammlung fur beide Initiativen startete im Oktober 2017. Vier Monate
vor Ablauf der Sammelfrist berichtete der Tagesanzeiger, dass die Initianten fir beide
Initiativen erst 30'000 der nétigen 100'000 Unterschriften zusammen hatten. In der
Deutschschweiz seien die Initiativen kaum auf Interesse gestossen, erklarte Maillard.
Rund 20'000 Unterschriften habe man stattdessen alleine im Kanton Waadt gesammelt.
Jean Blanchard, Generalsekretar des Mouvement Populaire des Familles, kritisierte
insbesondere die SP, die Grinen und die Gewerkschaften, die sich kaum an der
Unterschriftensammlung beteiligt hatten. Nach Ablauf der Sammelfrist im April 2019 gab
die Bundeskanzlei schliesslich das Scheitern der beiden Initiativen bekannt. *°

Im Durchschnitt stieg die mittlere Pramie der Krankenkassen-Grundversicherung
2020 nur um 0.2 Prozent. Dies stellte den zweitniedrigsten Anstieg seit der EinfUhrung
des KVG 1996 dar - auch wenn die Werte aufgrund der Anderung der
Berechnungsmethode 2018 nicht direkt mit den Vorjahren vergleichbar sind. Dieser
vergleichsweise tiefe Wert ware an sich eine gute Nachricht, jedoch war man sich in
Medien und Politik einig: Um auch zukunftig einen tiefen Pramienanstieg zu
verzeichnen, brauche es weitere Massnahmen. Man durfe jetzt keinesfalls nachlassen,
erklérte auch Gesundheitsminister Berset. Es brauche immer wieder neue Massnahmen
zur Dampfung der Kosten, zumal ein gewisses Wachstum aufgrund der Alterung der
Gesellschaft und des medizinisch-technischen Fortschritts unausweichlich sei. Dieses
Ergebnis zeige aber, dass sich das Kostenwachstum eindédmmen lasse. Als Mitgrund fur
diese Einddmmung erwéhnte er explizit den Tarmed-Eingriff sowie die regelméssigen
Preisreduktionen bei Medikamenten des Bundesrates seit 2012, mit denen CHF 500
Mio. respektive CHF 1 Mrd. hatten eingespart werden kénnen.

Getrubt wurde die Freude durch die Tatsache, dass sich der Pramienanstieg zwischen
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Krankenversicherungen, Franchisen, Versicherungsmodellen und zwischen den
Kantonen stark unterschied. So sank die mittlere Prémie zwar in zehn Kantonen, in acht
Kantonen stieg sie aber gar um mehr als 1 Prozent an. Besonders kritisch war die
regionale Verteilung dieser Unterschiede: Wahrend die Pramien in der Deutschschweiz
durchschnittlich um 0.15 Prozent anstiegen, nahmen sie in der Romandie um 0.5
Prozent und im Tessin um 2.5 Prozent zu. Den héchsten Anstieg verzeichnete der
Kanton Neuenburg mit 2.9 Prozent. «Les Romands perdants», betonte Le Temps in der
Folge. Entsprechend schlecht war auch die Stimmung in der Romandie, insbesondere
im Kanton Genf, der zusammen mit dem Kanton Basel-Stadt die hochsten Pramien
aufweist. Der Genfer Staatsrat Mauro Poggia (GE, mcg) verwies darauf, dass die
Reserven der Krankenversicherungen stark angestiegen seien und 2018 mit CHF 9.4
Mrd. rund CHF 4.6 Mrd. héher gewesen seien als gesetzlich vorgeschrieben. Mit diesem
Geld hatte man den Pramienanstieg vollstandig verhindern kdnnen, betonte er. Als
«Skandal» bezeichnete auch Jean-Paul Derouette, Prasident der Sektion Romande des
Schweizerischen Verbands der Versicherten (Assuas) den Anstieg, zumal die Romands
fur die kleinen Deutschschweizer Kantone zahlen mussten. Damit verwies er auf den
Vorwurf, dass die Krankenversicherungen die Uberschissigen Reserven einzelner
Kantone zum Ausgleich fehlender Reserven in anderen Kantonen nutzten, wie es der
Kanton Genf bereits in einer Standesinitiative angeprangert hatte (Kt.lv. 17.306). Dem
widersprach Santésuisse, die betonte, der Pramienanstieg in den entsprechenden
Kantonen sei auf steigende Gesundheitskosten zurlickzuflhren; so seien zum Beispiel
die Gesundheitskosten in Neuenburg zwischen 2017 und 2018 um 4.6 Prozent
gewachsen.

Doch nicht nur die ungleiche Verteilung der Pramienanstiege fuhrte zu Kritik. «On
paiera cela en 2021», vermutete Mauro Poggia zudem und warf dem
Gesundheitsminister vor, die Prémien vor den eidgendssischen Wahlen 2019 absichtlich
nicht starker zu ernéhen - zumal die Krankenkassen gemass Sorgenbarometer im Jahr
2019 die grosste Sorge der Bevolkerung gewesen seien (in der Tat belegten sie jedoch
den zweiten Platz). Auch Nationalrat Samuel Bendahan (ps, VD) stellte in seinem Blog in
«Le Temps» einen Zusammenhang zwischen dem geringen Pramienanstieg und den
Wahlen fest. Die Tribune de Genéve errechnete zudem mit den fir die Anderung der
Berechnungsart korrigierten Zahlen des BAG, dass in der Tat im Wahlherbst 2007 zum
einzigen Mal Uberhaupt ein Préamienrtickgang verzeichnet worden war. Nur in zwei von
sechs Fallen seit 1997 hatten die Pramien vor den nationalen Wahlen den langjahrigen
Durchschnitt Gbertroffen. *'

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Radio und Fernsehen

Die funf parlamentarischen Initiativen Pfister (cvp, ZG; Pa.lv. 18.448), Rytz (gp, BE; Pa.lv.
18.450), Landolt (bdp, GL; Pa.lv. 18.451), Jans (sp, BS; Pa.lv. 18.456) und Rosti (svp, BE;
Pa.lv. 18.457), die alle die Festschreibung der SRG-Produktionsstandorte im Gesetz
zum Ziel hatten, standen in der Sommersession 2019 im Nationalrat zur Debatte. Die
vorberatende KVF-NR hatte beantragt, den Initiativen keine Folge zu geben. Eine
Minderheit Egger (csp, VS) beantragte Folge geben.

Die Debatte wurde durch Nationalrat Pfister er6ffnet. Seiner Meinung nach leide die
Medienqualitat bei einer Konzentration, wenn Entscheidungstrager und Journalisten an
einem Ort vereint seien, denn die Perspektive der Berichterstattung édndere je nach
ortlicher Nahe oder Distanz. Wenn immer mehr Journalisten nur noch aus Zurich tuber
den Rest der Schweiz berichteten, ergehe es der SRG schlecht. Als Zentralschweizer
wisse er, wovon er rede, da die Verlage aus dem Aargau oder Zlrich bereits alle grossen
Medien steuerten. Diese Argumentationslinie teilten die weiteren Initianten in ihren
Reden. Martin Landolt erinnerte tUberdies an die No-Billag-Abstimmung und betonte,
das Stichwort «Kohéasion» sei damals haufig genannt worden. Doch genau diese stehe
nun wieder auf dem Spiel. Auch wenn er o6konomische Entscheide wie eine
Standortkonzentration Ublicherweise verstehe, konne er dies flr die SRG nicht gelten
lassen. Bei einem o6ffentlich finanzierten Unternehmen kénne die Politik durchaus
Leitplanken definieren. Seinen Antrag auf Folge geben schloss er mit der Anmerkung,
dass moglicherweise im Rahmen der Gesetzgebung ja noch bessere Losungen gefunden
werden kénnten. Die Annahme der Initiativen wurde erst einmal den Handlungsbedarf
dokumentieren.

Kommissionssprecher Candinas (cvp, GR) breitete daraufhin die Gegenargumente aus.
Die Kommissionsmehrheit teile die Meinung der Mehrheit ihrer Schwesterkommission,
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wonach kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf bestehe. Uberdies vertrat er
energisch die Haltung, dass die Politik der SRG keine operativen Vorgaben machen
solle. Sehr wohl nehme die Politik die Aufgabe wahr, Rahmenbedingungen zu
definieren, aber die SRG solle unabhangig bleiben, statt staatlich gelenkt zu werden. Zu
bestimmen, was wo produziert werden solle, sei «véllig Ubertrieben>.

Die Argumente des Kommissionssprechers verfingen aber nicht. Entgegen dem
Kommissionsantrag nahm das Plenum die Initiativen mit 120 zu 54 Stimmen und 10
Enthaltungen an. Dabei waren die Fraktionen der FDP.Liberalen und der SVP recht
gespalten. Geeint trat das linke Lager auf, das wie die BDP und eine Grossmehrheit der
CVP beinahe geschlossen flr Folgegeben stimmte. Geschlossen gegen Folgegeben
votierte einzig die GLP.

Nach dem Rickzug der Initiative Vonlanthen eine Woche zuvor musste sich der
Standerat nun erneut mit der Thematik befassen. %

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Die Bundeshausfraktion der SVP wuchs im Berichtjahr um einen Sitz auf 63 Mitglieder
an. Nach der Wahl von Mauro Poggia (mcg, GE) in die Genfer Kantonsexekutive wurde
der nachrutschende Roger Golay (mcg, GE) in die SVP-Gruppe aufgenommen. Dies war
Poggia noch verweigert worden, weil er in wichtigen Fragen als zu links wahrgenommen
worden war. *

Konservative und Rechte Parteien

Der neue Nationalrat Roger Golay, Nachfolger des in die Genfer Regierung gewahlten
Mauro Poggia, wurde, anders als sein Vorgénger, als Mitglied in die SVP-Fraktion
aufgenommen. Die SVP-Fraktion zahlte damit neu 63 Mitglieder. Poggia wurde die
Mitgliedschaft noch verweigert, weil er in Sozial- und Sicherheitsfragen von der SVP als
zu links betrachtet worden war. Fraktionslose Ratsmitglieder haben es im Parlament
sehr schwer. Dieses Schicksal wird dem als Hardliner geltenden Golay nun nicht
zuteil. 3

Zumindest in der Genfer Presse wurde gemutmasst, dass dem MCG ein &hnliches
Schicksal bevorstehe wie allen Parteien, die zum ersten Mal in die Exekutive
eingebunden werden: Ein zunehmend schwieriger ~ Spagat  zwischen
Regierungsverantwortung und Oppositionsgebahren. Indizien daflrr fanden sich etwa
in der abweichenden Haltung des alt-National- und Neo-Regierungsrates Mauro Poggia
zur Masseneinwanderungsinitiative der SVP, welche der MCG zur Annahme empfohlen
hatte. Auch in der Nicht-Berucksichtigung von Eric Stauffer fur eine Spitalkommission,
bei der sich Poggia der Stimme enthalten haben soll, wurde als Stérung der Idylle
zwischen Partei und Exekutivmitglied interpretiert. Poggias Gene wlrden eher einem
CVP-Mitglied als einem ,citoyen genevois™ entsprechen, interpretierte etwa "Le Temps"
die innerparteiliche Gemiitslage. *°
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